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Nach meiner vierjährigen Tätigkeit als Schriftleiter der
DGVZ halten Sie die letzte unter meiner Leitung erschienene
Ausgabe der DGVZ in Ihren Händen. Nachdem ich vorher be-
reits schon vier Jahre als stellvertretender Schriftleiter für die
Zeitschrift tätig war, ist für mich ein Leben ohne DGVZ kaum
noch vorstellbar. Wie so oft, ein Abschied mit dem sogenann-
ten lachenden und dem weinenden Auge. Dem lachenden,
weil in die Leitung der DGVZ viel Zeit investiert werden
musste, welche mir jetzt wieder frei zur Verfügung steht. Dem
weinenden Auge, weil es mir einfach Spaß gemacht hat, das
Blatt jeden Monat zu erstellen und mir diese Arbeit mit Sicher-
heit fehlen wird.

In meiner Amtsperiode wurden in der DGVZ über 100 Ab-
handlungen publiziert. Vermehrt konnten Entscheidungen des
Bundesgerichtshofes zur Veröffentlichung gebracht werden.
Diese Entscheidungen sorgten vor allem für eine einheitliche
Handhabung und für Rechtssicherheit im Bereich des Zwangs-
vollstreckungs- und Zustellungsrechts. Teilweise sorgten sie
aber auch für Aufregung. Fast schon skurril erscheint die Ent-
scheidung, in welcher sich der Bundesgerichtshof mit der
Zulässigkeit der Pfändung eines Grabsteines befassen musste.
Für einigen Diskussionsstoff sorgte die Entscheidung des
BGH zur sogenannten „Berliner Räumung“, die nicht nur
Zustimmung finden konnte und einige Autoren zu kritischen
Anmerkungen animierte.

Ein Schwerpunktthema sowohl bei den Abhandlungen als
auch bei den abgedruckten Entscheidungen war die Büro-
kostenentschädigung des Gerichtsvollziehers. Ein Thema, mit
dem sich die Vorstände des DGVB auf Bundes- und Landes-
ebene heute noch beschäftigen. Es ist ihnen zu wünschen, dass
sie eine für alle Gerichtsvollzieher einvernehmliche Regelung
erreichen können.

Weitgehend beruhigt hat sich die Auseinandersetzung hin-
sichtlich der durch die Reformierung des Gerichtsvollzieher-
kostengesetzes entstandenen Probleme. Durch die im Jahre

2002 in Kraft getretenen Korrekturen des Gerichtsvollzieher-
kostengesetzes konnten die anfangs aufgetretenen Meinungs-
verschiedenheiten weitgehend klargestellt werden.

Wieder neu aufgekommen ist der alte Streit um die Amts-
zustellung durch den Gerichtsvollzieher. Nachdem die Zustel-
lung der Terminsladung zur Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung mittels der oben genannten Nachbesserungen des
Gerichtsvollziehergesetzes zumindest in Bezug auf die Erhe-
bung der Gebühren geregelt wurde, keimt jetzt wieder Streit
bei der in der Gerichtsvollziehergeschäftsanweisung verfüg-
ten Zustellung des Räumungstermins an den Schuldner auf.
Dieser Streit ähnelt dem der Zustellung (Übergabe) des Haft-
befehls anlässlich der Verhaftung des Schuldners. Bei dieser
Zustellung ist es ebenfalls noch umstritten, ob es sich hierbei
um eine Amtszustellung oder um eine Zustellung im Parteibe-
trieb handelt. Die DGVZ hat sich beider Standpunkte zu die-
sem Thema angenommen.

Stoff für Auseinandersetzungen mit den Gläubigern und
Schuldnern wird die Frage der Nachbesserung der bei einer
abgegebenen eidesstattlichen Versicherung vorgelegten Ver-
mögensverzeichnisse bieten. Diese Thematik ist so alt wie die
eidesstattliche Versicherung selbst. Ihr wird sich die DGVZ
auch in Zukunft weiter widmen müssen.

Aufrechterhalten wurde die während meiner Amtszeit
als stellvertretender Schriftleiter eingeführte CD-ROM, auf
welcher bereits zwölf komplette Jahrgänge der DGVZ ab-
gespeichert sind. Durch die installierte Suchfunktion lassen
sich die gesuchten Fundstellen in der DGVZ schnell lokali-
sieren und abrufen.

Neu eingerichtet wurde eine Homepage der DGVZ
– www.dgvz.de – im Internet. Sie stellt nicht nur die Mit-
glieder des Presseausschusses vor, es werden dort auch die In-
haltsverzeichnisse des letzten 10 Hefte wiedergegeben. Weiter
hat der Interessent die Möglichkeit, die DGVZ zu abonnieren,

Wechsel in der Schriftleitung der Deutschen Gerichtsvollzieher Zeitung
Von Obergerichtsvollzieher Werner Blaskowitz, St. Leon-Rot



130 DGVZ 2007, Nr. 9

die oben genannte CD-ROM zu erwerben oder mit den
Mitgliedern des Presseausschusses unmittelbar per E-Mail in
Kontakt zu treten. Zeitgleich mit der Einrichtung der Home-
page hat sich, für jeden Leser sichtbar, auch das Erscheinungs-
bild der DGVZ verändert.

Nach dem kurzen Rückblick über einige Geschehnisse
während meiner Zeit als Schriftleiter, möchte ich noch einige
Worte des Dankes aussprechen.

Bedanken möchte ich mich vor allem bei den Lesern, die der
DGVZ immer treu geblieben sind und hin und wieder mir auch
ihre Meinung zu dem einen oder anderen Beitrag zukommen
ließen. Danken möchte ich allen Autoren, ohne deren Arbeit
die DGVZ in ihrer Form gar nicht zustande kommen könnte.
Vor allem aber möchte ich meinem Vorgänger Theo Seip dan-
ken. Er hat mich während meiner Zeit als Schriftleiter immer
mit guten Ratschlägen begleitet. Selbst wenn ich mich mal
spät Nachts bei ihm meldete war er immer für mich zu spre-
chen. Meinem Team Stefan Mroß und Ingo Stollenwerk will
ich für ihre unermüdliche Geduld mit mir danken. Ein Team,
das der Bedeutung des Wortes gerecht wurde. Ich kann hier
wirklich von einer absolut reibungslosen Zusammenarbeit wäh-

rend der letzten vier Jahre sprechen. Bei dieser Gelegenheit
möchte ich auch bei den Mitarbeitern des Verlages danke sagen.
Sie haben die Zeitung in sehr professioneller Weise hergestellt
und auch manchmal etwas „Gas gegeben“, wenn die Vorlagen
später eingereicht wurden. Zu guter Letzt danke ich meiner
Frau, die mich während meiner Tätigkeit nicht nur oft entbeh-
ren musste, sie stand mir darüber hinaus auch bei der lekto-
rischen Überarbeitung meiner Manuskripte hilfreich zur Seite.

Nachdem ich für das Amt des Schriftleiters nicht mehr
kandidiert habe, hat der Bundeskongress des DGVB im Mai
dieses Jahres meinen bisherigen Stellvertreter Stefan Mroß,
Bühl, als meinen Nachfolger einstimmig in das Amt des
Schriftleiters gewählt*). Ich bin mir sicher, dass sich die
DGVZ bei ihm in guten Händen befindet. Ich wünsche ihm
und seinem neuen Team für die Zukunft viel Erfolg und bitte
die Autoren, ihn bei der Erstellung der Hefte mit Beiträgen
weiterhin tatkräftig zu unterstützen.

*) Hierzu der Bericht über den Bundeskongress des DGVB in
DGVZ 2007, 7/8, S. 100.

Sicherungsvollstreckung und Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
Von Siegfried Bielau, Diplom-Rechtspfleger (FH), Bitburg

I. Entscheidung des BGH vom 26. 10. 2006 – I ZB 113/05

Der Gesetzgeber hat durch die Regelung des § 708 ZPO
den Kreis der ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreck-
baren Urteile erweitert und dem Gläubiger darüber hinaus
durch die zusätzliche Regelung des § 720 a ZPO die Möglich-
keit eröffnet, auch ohne Sicherheitsleistung die Maßregeln der
Zwangsvollstreckung insoweit zu betreiben, als sie zur Voll-
ziehung eines Arrestes ergriffen werden können.

Damit hat der Gesetzgeber eindeutig dem Bedürfnis des
Gläubigers Rechnung getragen, seine Ansprüche ohne Rück-
sicht auf einen vom Schuldner ergriffenen Rechtsbehelf
durchzusetzen oder jedenfalls zu sichern und damit der Gefahr
eines Vermögensverfalls des Schuldners, der mit der Dauer
des Verfahrens wächst, zu begegnen1).

Nach § 720 a Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a ZPO darf ein
Gläubiger aus einem nur gegen Sicherheitsleistung vorläufig
vollstreckbaren Urteil, durch das der Schuldner zur Leistung
von Geld verurteilt worden ist, ohne Sicherheitsleistung
insoweit die Zwangsvollstreckung betreiben, als bewegliches
Vermögen gepfändet wird. Im Übrigen kann sich der Gläu-
biger aus dem Gegenstand nur nach Leistung der Sicherheit
befriedigen (Abs. 1 Satz 2).

Mit der o. g. Entscheidung hat der Bundesgerichtshof
darüber hinaus eine Frage abschließend entschieden, die bis
zum Zeitpunkt dieser Entscheidung in Rechtsprechung und
Literatur unterschiedlich gesehen wurde: Besteht bei der
Sicherungsvollstreckung nach § 720 a ZPO auch die Mög-
lichkeit, die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung vom
Schuldner zu verlangen?

Der Bundesgerichtshof bejaht diese Frage und schafft
damit die Grundlage dafür, dass auch bei einem nur für vorläu-
fig vollstreckbar erklärten Vollstreckungstitel im Rahmen der

Sicherungsvollstreckung der Gläubiger die Möglichkeit hat,
sich durch das Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung konkrete Kenntnis über die Vermögenswerte des
Schuldners zu verschaffen2).

Der BGH hat damit einen Schlussstrich gezogen unter eine
seit Jahren an diesem Punkt erfolgte Diskussion. In einer
Reihe von Entscheidungen wurde die Auffassung vertreten,
dass im Rahmen der Sicherungsvollstreckung die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung nicht zulässig sei3).

Dieser Auffassung waren jedoch in der Folgezeit einige
Gerichte in ihren Entscheidungen entgegengetreten4).

In seiner Entscheidung und den dargestellten Gründen
stellt der Bundesgerichtshof seine „Beweg- und Entschei-
dungsgründe“ nur sehr knapp dar; aus diesem Grund sollen
deshalb die Hintergründe für die Entscheidung aus allen ent-
sprechenden Gesichtspunkten beleuchtet werden.

II. Durch den Bundesgerichtshof entschiedener Fall

In dem vom BGH entschiedenen Fall lag folgender Sach-
verhalt zugrunde:

Die Gläubigerin hat ein Urteil erwirkt, dass gegen Sicher-
heitsleistung vorläufig vollstreckbar war. Daraufhin hat die
Gläubigerin die Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner im

1) Begründung des Regierungsentwurfes eines Gesetzes zur Ver-
einfachung und Beschleunigung gerichtlicher Verfahren; Bundestags-
drucksache 7/2729, S. 44 ff.

2) BGH, Beschluss vom 26. 10. 2006 – I ZB 113/05 = DGVZ
2007, S. 13 = Rpfleger 2007, S. 88.

3) OLG Koblenz MDR 1979, 766; offen gelassen OLG Frankfurt
Rpfleger 1989, S. 115; LG Berlin, Rpfleger 1980, S. 352; LG Essen,
JurBüro 1985, S. 386; LG Mainz, DGVZ 1987, S. 61; der BGH hatte
die Frage in seinem Beschluss vom 23. 3. 1979 (NJW 1979, 2521 =
Rpfleger 1979, S. 273 = MDR 1979, S. 766) die Möglichkeit der
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verneint und dies im
Wesentlichen damit begründet, dass der Wortlaut des § 720 a Abs. 1
ZPO eindeutig sei und das Gesetz damit dem Gläubiger über die Pfän-
dung hinaus keine weiteren Möglichkeit eröffnen wolle.

4) OLG Stuttgart, NJW 1980, S. 1698; OLG Hamm, MDR 1982,
S. 416 = JurBüro 1982, S. 1412; LG Darmstadt, Rpfleger 1981, S. 362.
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Rahmen des § 720 a ZPO als Sicherungsvollstreckung betrie-
ben. Die Gläubigerin hat im Rahmen dieser Vollstreckung
beantragt, den Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung nach § 807 ZPO zu laden.

Gegen diese Verpflichtung hat der Schuldner Widerspruch
erhoben, den er im Wesentlichen damit begründet hat, dass im
Rahmen der Sicherungsvollstreckung die Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung nicht verlangt werden könne.

Der Bundesgerichtshof hat hierzu entschieden, dass das
Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung auch
im Rahmen der Sicherungsvollstreckung nach § 720 a ZPO
zulässig ist. Er hat damit die Sichtweise des vollstreckenden
Gläubigers bestätigt, dass einem solchen Gläubiger bereits zu
diesem Zeitpunkt die Möglichkeit eingeräumt werden müsse,
durch das Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung das zur Sicherung seiner Forderung vorhandene Vermö-
gen des Schuldners zu ermitteln.

Ausdrücklich bestätigt wird damit das schutzwürdige
Interesse des Gläubigers, dass er vor wirtschaftlichen Verlus-
ten in der Weise geschützt wird, dass der Schuldner nicht ohne
Weiteres durch Beiseiteschaffen von Vermögensgegenstän-
den die Haftungsmasse schmälert.

Auch und gerade im Verfahren der Sicherungsvollstre-
ckung besteht deshalb für den vollstreckenden Gläubiger nicht
selten das Bedürfnis, im Rahmen des Verfahrens auf Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung zu klären, wie sich die Ver-
mögenslage des Schuldners konkret darstellt. Hinreichende
Informationen werden insoweit oft fehlen.

Zudem soll der Gläubiger in die Lage versetzt werden,
sich bereits zu diesem Zeitpunkt einen verlässlichen Über-
blick über vorhandene Vermögenswerte des Schuldners zu
verschaffen, um die Pfändungsmaßnahme im Rahmen des
§ 720 a ZPO konkret vorbereiten zu können.

Entsprechendes hatte der Bundesgerichtshof bereits in
seiner Entscheidung vom 2. März 2006 im Rahmen des Arti-
kel 46 Abs. 1 EuGVVO entschieden5). In dieser Entscheidung
kam er zu dem Ergebnis, dass auch im Falle einer Aussetzung
des Verfahrens oder einer Anordnung, dass die Zwangsvoll-
streckung nicht über Maßregeln zur Sicherung hinausgehen
darf, der Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung verpflichtet ist, wenn der Gläubiger einen entsprechen-
den Antrag stellt.

III. Entstehungsgeschichte des § 720 a ZPO

Immer wieder ist es dazu gekommen, dass auch die
obergerichtliche Rechtsprechung sich uneinig darüber war, ob
sich aus der Entstehungsgeschichte der gesetzlichen Regelung
der Sicherungsvollstreckung nach § 720 a ZPO eine sichere
Schlussfolgerung herleiten lässt, ob der Gesetzgeber dem voll-
streckenden Gläubiger über die eigentlichen Befugnisse der
Sicherung nach Gesetzeswortlaut des § 720 a ZPO hinaus
(d. h. Begründung eines Pfandrechtes) auch die Möglichkeit
eröffnen wollte, vom Schuldner die konkrete Offenlegung
seiner Vermögensverhältnisse im Wege der Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung zu fordern6).

Ob allerdings die Entstehungsgeschichte der Regelung
des § 720 a ZPO eine eindeutige gesetzgeberische Intention

erkennen lässt, erscheint zweifelhaft. Hierauf hat bereits das
OLG Düsseldorf in seiner Entscheidung von 19807) hinge-
wiesen.

Hergeleitet wird der Rechtsgedanke, den der BGH
bestätigt hat, durchaus aus der Entwicklung der Regelung des
§ 720 a ZPO, da dem Gläubiger eine dem Arrest vergleichbare
Sicherung zugestanden wird, indem er vor einer Schmälerung
der Haftungsmasse durch den Schuldner geschützt werden
soll8).

IV. Aus der Vollziehung eines Arrestes hergeleitete
Begründung

Die Befürworter haben im Vorfeld der o. g. BGH-Ent-
scheidung die Befugnis der Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung bei Durchführung der Sicherungsvollstreckung
daraus abgeleitet, dass bei der Vollziehung eines Arrestes der
Gläubiger vom Schuldner auch die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung verlangen kann. Allerdings lässt sich
ohne Weiteres aus § 720 a ZPO nicht herleiten, dass der Gläu-
biger neben der eigentlichen Sicherung auch die Maßregeln
betreiben kann, die dazu erforderlich sind, um die Vermögens-
gegenstände des Schuldners zu eruieren.

Der gesetzgeberischen Intention kann jedoch entnommen
werden, dass dem Gläubiger die gleiche Möglichkeit der
Vollstreckung eingeräumt werden soll wie bei der Arrest-
vollziehung9). In der Regelung des § 720 a Abs. 2 ZPO wird
verwiesen auf die Bestimmung des § 930 Abs. 2 und 3 ZPO.
Damit wird die Sicherungsvollstreckung in ihrer Funktion
dem Arrest gleichgestellt. Bereits früher ergangene Entschei-
dungen haben jedoch darauf verwiesen, dass der Hinweis auf
§ 930 Abs. 2 und 3 ZPO in § 720 a Abs. 2 ZPO nur besagt, was
mit gepfändetem Geld zu geschehen habe.

Die arrestähnliche Wirkung der Sicherungsvollstreckung
nach § 720 a ZPO zeigt sich darin, dass der Gläubiger beweg-
liches Vermögen (Sachen, Forderungen und andere Vermö-
gensrechte) pfänden lassen kann (§ 720 a Abs. 1 Satz 1 lit. a
ZPO), gepfändetes Geld zu hinterlegen ist (§ 930 Abs. 2 ZPO)
und gepfändete Sachen nur in den Ausnahmefällen des § 930
Abs. 3 ZPO unter Erlöshinterlegung verwertet werden dürfen
(§ 720 a Abs. 2 ZPO). Da § 720 a ZPO in seiner Funktion dem
Arrest entspricht und beim Arrest die Offenbarungsversiche-
rung nach einhelliger Auffassung zulässig ist, muss sie auch
im Rahmen der Sicherungsvollstreckung statthaft sein.

Dem steht nicht entgegen, dass § 720 a ZPO keine der
Arrestvorschrift des § 928 ZPO entsprechende Regelung ent-
hält. Die Anwendung der §§ 807, 899 ff. ZPO ist hierdurch
nicht ausgeschlossen. § 720 a ZPO ist in die allgemeinen
Bestimmungen der Zwangsvollstreckung eingefügt worden,
so dass es einer Analogiebestimmung wie der des § 928 ZPO
nicht bedurfte. Der BGH hat in seiner Entscheidung deutlich
zum Ausdruck gebracht, dass der Gesetzgeber im Rahmen der
Sicherungsvollstreckung den Sicherungszugriff will – auch
ohne, dass ein besonderes Sicherungsbedürfnis vorliegt (wie
etwa beim Arrestgrund).

Die Entscheidungen, die die Befugnisse des Gläubigers
bejahen, im Rahmen der Sicherungsvollstreckung auch das
Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zu
betreiben, haben damit argumentiert, dass dem Arrest nur ein
summarisches Verfahren vorausgehe, der Sicherungsvoll-
streckung aber ein Urteil aufgrund einer materiellen Prüfung

5) BGH-Entscheidung vom 2. 3. 2006 – IX ZB 23/06 – Rpfleger
2006, S. 328 = MDR 2006, S. 892.

6) Entscheidung des OLG Koblenz in NJW 1979, S. 2521 und des
OLG Stuttgart in NJW 1980, S. 1698; beide berufen sich – obwohl sie
zu entgegengesetzten Entscheidungen kommen – jeweils auf die Ent-
stehungsgeschichte des § 720 a ZPO.

7) OLG Düsseldorf, NJW 1980, S. 2717 = Rpfleger 1980, S. 482.
8) Bundestagsdrucksache 7/2729, S. 21, 45, 109 f.; 7/5250, S. 16.
9) Bundestagsdrucksache 7/2729 S. 45.
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vorausgehe, so dass für den letzteren Fall im Rahmen des
§ 720 a ZPO mindestens alle Vollstreckungsmaßnahmen zu-
lässig seien, die auch bei der Arrestvollziehung gestattet sind.

In dem ursprünglichen Entwurf des Gesetzes war die For-
mulierung vorgesehen, dass der Gläubiger die Zwangsvoll-
streckung insoweit betreiben dürfe, als Maßregeln zur Vollzie-
hung des Arrestes zulässig sind. Durch eine solche Formulie-
rung wäre klar gewesen, dass die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung verlangt werden kann (siehe die Regelung in
§ 928 ZPO). Die Formulierung des § 720 a ZPO jedoch wurde
durch den Rechtsausschuss umformuliert. Geplant war dabei
jedoch lediglich eine redaktionelle Änderung, nicht jedoch
eine inhaltliche.

Andere Entscheidungen haben darauf verwiesen, dass
nicht ohne Weiteres die Regelungen des Arrestes herange-
zogen werden können, da neben dem Arrestanspruch auch ein
Arrestgrund vorliegen müsse. Nach § 917 Abs. 1 ZPO fände
der dingliche Arrest demgemäß nur dann statt, wenn zu besor-
gen sei, dass ohne dessen Verhängung die Vollstreckung des
zu erwartenden Urteiles vereitelt oder wesentlich erschwert
werden würde. Dieser Argumentation sind die Obergerichte
jedoch grundsätzlich nicht gefolgt: Kein Arrestgrund ist z. B.
eine schlechte Vermögenslage des Schuldners oder Konkur-
renz anderer Gläubiger. Es müssen konkrete Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass der Schuldner sein Vermögen dem Zu-
griff der Gläubiger entziehen würde. Einige Entscheidungen
haben darauf verwiesen, dass für die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung ein Arrest zu erwirken sei und das beson-
dere Sicherungsbedürfnis glaubhaft zu machen sei10).

Den ablehnenden Entscheidungen war es im Übrigen zu
weitgehend, dass ein in diesem Rahmen (d. h. bei erfolgter
Sicherungsvollstreckung) ein im Offenbarungsverfahren er-
lassener Haftbefehl einen Eingriff in Freiheitsrechte bedeu-
tete, der nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 und 3, Artikel 104 Abs. 1
des Grundgesetzes einer entsprechenden gesetzlichen Grund-
lage bedarf, die den Eingriff in Freiheitsrechte eindeutig für
zulässig erklären muss.

V. Abwendungsbefugnisse des Schuldners

Kritisiert wurde an der Möglichkeit, dass der Gläubiger
auch ohne die Leistung der eigentlich angeordneten Sicherheit
bereits die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verlan-
gen kann, dass der Schuldner durch die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung im Schuldnerverzeichnis eingetragen
wird und sich damit für ihn gravierende Konsequenzen erge-
ben. Dem steht jedoch entgegen, dass dem Schuldner, sofern
der Vollstreckungstitel z. B. aufgrund Rechtsmittels in der
nächsten Instanz aufgehoben werden sollte, nach § 717 Abs. 2
ZPO ein umfänglicher Schadensersatzanspruch zusteht. Ein
solcher Schadensersatz umfasst auch Kreditschäden des
Schuldners durch Bekanntwerden der gegen ihn betriebenen
Zwangsvollstreckung. Dem Schuldner wird damit ein geeig-
netes Mittel zur Verfügung gestellt, einen entsprechenden
Ausgleich für die durch die Vollstreckung entstandenen Nach-
teile zu erhalten. Zudem ist der Gläubiger vor Einleitung der
Sicherungsvollstreckung zu der Prüfung gezwungen, ob er das
Risiko eingehen möchte und kann, vor Rechtskraft des Voll-
streckungstitels die Vollstreckung in die Wege zu leiten.

Der BGH hat die möglichen Nachteile, die dem Schuldner
drohen, im Hinblick auf die vorrangigen Gläubigerinteressen
hinten angestellt. Eventuelle Nachteile könne der Schuldner
durch Schutzanträge nach §§ 712, 714 ZPO zu kompensieren

versuchen. Zudem besteht für den Schuldner im Rahmen des
§ 720 a Abs. 3 ZPO die Möglichkeit, die Sicherungsvollstre-
ckung durch Sicherheitsleistung abzuwenden, so dass ihm die
Möglichkeit eröffnet ist, ohne eine Einstellungsentscheidung
nach § 707 ZPO seinem Schutzinteresse zu genügen.

Der Bundesgerichtshof hat nach Hinweis auf die o. g. Mög-
lichkeiten des Schuldnerschutzes festgestellt: „Für einen wei-
tergehenden Schuldnerschutz besteht keine Notwendigkeit.“
Er hat damit bewusst keine Ausführungen dazu gemacht, ob
und inwieweit die Schuldnerschutzbestimmung des § 765 a
ZPO Platz greifen kann, wenn die anstehende Vollstreckung
der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zu Ergebnissen
führen würde, die nicht mit den guten Sitten vereinbar wären.
(In dem entschiedenen Fall handelte es sich bei dem Schuldner
um einen Rechtsanwalt, der auf Grund der Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung befürchtete, hinsichtlich seiner wei-
teren Tätigkeit als Anwalt mit erheblichen Nachteilen rechnen
zu müssen.)

In jedem Fall jedoch ist die Richtung, die die BGH-Ent-
scheidung vorgibt, richtig: Der Schuldner ist gehalten, bereits
in erster Instanz alle Argumente, sämtliche Verteidigungs-
möglichkeiten auszuschöpfen (nicht zuletzt Vollstreckungsbe-
scheide und Versäumnisurteile zu vermeiden), um die drohen-
de Vollstreckung abzuwenden.

Der Ersten Instanz wird – wie dies auch durch das Zivil-
prozessreformgesetz erfolgten Neufassung der §§ 511 ff. ZPO
beabsichtigt ist – dadurch gestärkt, indem bereits in dieser
Instanz der Schuldner alle Verteidigungsmittel ins Feld führen
muss.

VI. Vorpfändung im Rahmen der Sicherungsvollstreckung

Das OLG Rostock hat in seiner Entscheidung vom
21. März 200511) zugelassen, dass eine Vorpfändung im Rah-
men des § 845 ZPO bereits im Rahmen einer Sicherungsvoll-
streckung nach § 720 a ZPO zulässig ist12).

Diese Entscheidung stellt im Vorfeld der eingangs ge-
nannten BGH-Entscheidung somit bereits einen weiteren
Mosaikstein im Rahmen der Entscheidungen dar, die die
Befugnisse des Gläubigers im Rahmen der Sicherungsvoll-
streckung weit auslegen.

Das OLG Rostock hatte den Antrag des Schuldners (nach
§§ 707, 719 Abs. 1 ZPO), die Zwangsvollstreckung einzustel-
len, zurückgewiesen mit dem Hinweis, dass der Gläubiger
auch ohne Sicherheitsleistung die Vorpfändung ausbringen
könne. Der Schuldner werde hierdurch nicht über das übliche
Maß einer Vollstreckung hinaus tangiert.

VII. Bejahende Entscheidung ohne ausdehnende
Auslegung des § 720 a ZPO

Bereits das OLG München13) hatte entschieden, dass auch
ohne ausdehnende Auslegung der Regelung des § 720 a ZPO
dem vollstreckenden Gläubiger die Möglichkeit der Abnahme
der eidesstattlichen Versicherung zustehe, da das Verfahren
der Sicherungsvollstreckung nicht als eine eigenständige
und abschließende Vollstreckungsmaßnahme anzusehen sei,
sondern insgesamt die weitere Vollstreckung – hier: die Pfän-
dung – vorbereiten und ermöglichen soll14).

10) Siehe LG Berlin, Rpfleger 1989, S. 207.

11) OLG Rostock, DGVZ, 2006, S. 91.
12) So auch Zöller/Stöber, ZPO-Kommentar, 26. Auflage, § 720 a,

Rdnr. 7.
13) Rpfleger 1991, S. 66.
14) So auch Behr in Rpfleger 1989, S. 292/293.
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Der Schuldner soll die Vollstreckung nicht dadurch ver-
eiteln können, weil er pfändbares Vermögen nicht preisgeben
muss.

Die befürwortenden Entscheidungen sehen in der Schaf-
fung der Möglichkeit der Sicherungsvollstreckung (hier: der
Gläubiger darf seinen vollstreckbaren Anspruch sichern, ob-
wohl er die ihm im Urteilsausspruch aufgegebene Sicherheits-
leistung entgegen der Regelung des § 751 ZPO nicht erbringt)
die Intention des Gesetzgebers, die die Interessen des Gläu-
bigers vor die Interessen des Schuldners setze. Die mit der
Vereinfachungsnovelle 1977 eingefügte Regelung des § 720 a
ZPO stellt eine Ausnahme von der Regel des § 751 Abs. 2
ZPO dar: der Gläubiger muss die eigentlich von ihm zu erbrin-
gende Sicherheitsleistung nicht erbringen und darf bereits vor-
her seinen vollstreckbaren Anspruch durch Pfändung sichern
(nicht aber die Vollstreckung durch Verwertung zu Ende füh-
ren (lassen). Ab dem o. g. Zeitpunkt hat der Gesetzgeber damit
die Vollstreckung aus nicht rechtskräftigen Urteilen für den
Gläubiger erleichtert15).

VIII. Zusammengefasste Gründe für die bejahenden
Entscheidungen

Aus den Entscheidungen (die im Vorfeld der BGH-
Entscheidung ergangen sind), die im Rahmen der Sicherungs-
vollstreckung die Verpflichtung des Schuldners bejahen, die
eidesstattliche Versicherung abgeben zu müssen, begründen
dies überwiegend wie folgt:

a) Das Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung dient nur der Vorbereitung der eigentlichen Voll-
streckungsmaßnahme „Pfändung“; genau diese habe die
Sicherungsvollstreckung im Auge.

b) Der Schuldner habe im Gegensatz zum Arrest bei der
Sicherungsvollstreckung nach § 720 a ZPO größere Abwehr-
rechte. Nach § 720 a Abs. 3 ZPO reiche zur Abwehr die
Hinterlegung der Hauptforderung, beim Arrest der höheren
Lösungssumme nach § 923 ZPO. Das Risiko sei bei § 720 a
ZPO also geringer als beim Arrest.

IX. BGH-Intention: Gläubigerinteressen
vor Schuldnerschutz

Laut BGH ist die in § 807 ZPO vorgegebene Vorausset-
zung des mangels einer „vollständigen Befriedigung“ kein
Hinderungsgrund, da im Falle der Sicherungsvollstreckung
vom Mangel einer „vollständigen Sicherung“ auszugehen sei.
Schließlich kann sich die Sicherungsvollstreckung nicht in
einem erfolglosen Pfändungsversuch erschöpfen. Andernfalls
profitierte von § 720 a ZPO nur der Gläubiger, der bereits vor-
her die betreffenden Vermögensobjekte des Schuldners kennt.
Dieser ist aber nicht schützenswert, weil dieser sozusagen „so-
fort“ seine Sicherheitsleistung (die er vor der Vollstreckung
leistet) „wieder reinholen“ kann. Eine Sicherheitsleistung
wäre für ihn weitestgehend risikolos. Im Rahmen des § 720 a
ZPO soll der gleichsam „ins Dunkle“ vollstreckende Gläu-
biger einen Vorteil erfahren. Durch die Verweigerung der Ab-
gabe der eidesstattlichen Versicherung und der Einsicht in die
Vermögensverhältnisse des Schuldners sei ein solcher Gläubi-
ger aber gehindert, sich diesen Vorteil zu verschaffen16).

Angesichts der eindeutigen Entscheidung des Gesetzge-
bers, zugunsten des Gläubigers die Interessen des Schuldners

zurückzustellen, ist es in diesem Zusammenhang unerheblich,
ob für den Schuldner die Offenbarungspflicht, insbesondere
die Eintragung ins Schuldnerverzeichnis, ein schwerwiegen-
der Eingriff ist17). Diese Belastung des Schuldners hat der
Gesetzgeber in Kauf genommen. Im Übrigen ist der An-
sehensverlust des Schuldners im Falle der Eintragung ins
Schuldnerverzeichnis nicht deshalb besonderes schwer-
wiegend, weil der Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung ohne Sicherheitsleistung des Gläubigers ver-
pflichtet ist, sondern weil er aufgrund eines lediglich vorläufig
vollstreckbaren Urteiles Erklärungen mit weitreichender Wir-
kung abgeben muss und das Urteil in nächster Instanz wieder
aufgehoben werden kann.

X. Modifizierung der Regelung des § 750 Abs. 3 ZPO
durch den BGH im Vorfeld

Nach dem ausdrücklichen Wortlaut der Regelung des
§ 750 Abs. 3 ZPO bedarf es für die Durchführung der Siche-
rungsvollstreckung nach § 720 a ZPO der Zustellung des
Urteiles nebst der Vollstreckungsklausel zwei Wochen vor
der Vollstreckung.

Entgegen dem eindeutigen Wortlaut dieser gesetzlichen
Regelung hat der BGH in seiner Entscheidung vom 5. Juli
200518) entschieden, dass es der Zustellung der Vollstre-
ckungsklausel nicht bedürfe (nur – wie üblich – in den Fällen
des § 750 Abs. 2 ZPO).

Entgegen der Auslegung durch die obergerichtliche
Rechtsprechung19) und der von einem Teil der Literatur ver-
tretenen Auffassung hat der Bundesgerichtshof diese gesetz-
liche Vorgabe dahingehend reduzierend ausgelegt, dass der
Gesetzgeber nicht mehr an Vorgaben für den vollstreckenden
Gläubiger schaffen wollte als bei üblicher Vollstreckung und
es deshalb der Zustellung (entgegen dem Gesetzeswortlaut)
nicht bedürfe. Der Schuldner werde hinreichend durch die
Zustellung des Vollstreckungstitels auf die Vollstreckungs-
reife hingewiesen; diese Vollstreckungsreife des Titels orien-
tiere sich ausschließlich an den allgemeinen Vorgaben des
§ 750 Abs. 1 bzw. Abs. 2 ZPO.

Der BGH hat in seiner o. g. Entscheidung darauf abgestellt,
dass der Gesetzgeber durch die Regelung in § 750 Abs. 3 ZPO
lediglich die Wartefrist von zwei Wochen schaffen wollte
aber nicht weitere Vollstreckungserschwernisse für den voll-
streckenden Gläubiger.

XI. Fazit

Durch die Entscheidung des Bundesgerichtshofes, die
eidesstattliche Versicherung im Rahmen der Sicherungsvoll-
streckung zuzulassen, zeigt eindeutig die Intention: der voll-
streckende Gläubiger soll in seiner (Rechts)Position gestärkt
werden; gerade in wirtschaftlich angespannten Zeiten kann es
sich der Gläubiger nicht leisten, die Rechtskraft der ergange-
nen Entscheidung abzuwarten. Zu groß ist das Risiko, dass
sonstige Gläubigerkonkurrenten ebenfalls vollstreckungsaktiv
sind, der Schuldner in Vermögensverfall gerät oder der
Schuldner durch unlautere Maßnahmen dafür sorgt, dass Ver-
mögen beiseitegeschafft wird. Aus diesem Grund wird ein
Gläubiger im breiten Spektrum von den Möglichkeiten der
Sicherungsvollstreckung Gebrauch machen.

15) Begründung des Regierungsentwurfes in Bundestagsdruck-
sache 7/2729, S. 45.

16) Rpfleger 1981, S. 340 und Mümmler in JurBüro 1987, S. 648.

17) OLG Koblenz, NJW 1979, S. 2521.
18) BGH – VII ZB 14/05 – DGVZ, S. 138.
19) SchlHOLG, NJW-RR 1988, 700; OLG Hamm, Rpfleger 1989,

S. 378; OLG Stuttgart, NJW-RR 1989, S. 1535; OLG Karlsruhe,
DGVZ 1990, S. 186.
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In einer Abhandlung zum Zustellungsreformgesetz2)
schrieb Hornung, dass eine Parteizustellung dann vorliege, so-
fern die Zustellung auf Betreiben der Parteien zugelassen oder
vorgeschrieben ist. Er ging dabei von einem Systemwechsel
durch das Zustellungsreformgesetz aus. Entsprechend der
Rechtsentwicklung durch mehrfache Änderungen der ZPO
erfolgten nunmehr im Regelfall Zustellungen von Amts
wegen und nicht mehr auf Betreiben der Parteien. Er führt aus,
dass Schriftstücke, deren Zustellung vorgeschrieben oder vom
Gericht angeordnet ist, von Amts wegen zuzustellen sind, so-
weit nicht anderes bestimmt ist.

Um so überraschender ist nunmehr die Feststellung, dass
sich § 166 Abs. 2 ZPO nicht auf das Vollstreckungsverfahren
des Gerichtsvollziehers beziehe und von daher bereits eine
Parteizustellung vorläge3).

Die Zwangsvollstreckung folgt aber doch gerade den
Regeln der ZPO, so dass sich die angesprochene Systemände-
rung auch im Rahmen der Zwangsvollstreckung durch die
Gerichtsvollzieher auswirkt. Aus der Begründung des Zustel-
lungsreformgesetzes4), auf die Hornung in seiner vorgenann-
ten Abhandlung auch ausdrücklich Bezug nimmt5), wird im
Übrigen gerade deutlich, dass der Gesetzgeber auch im Rah-
men der Zwangsvollstreckung nicht mehr von der Ausschließ-
lichkeit der Parteizustellung ausgeht.

Die Amtszustellung durch den Gerichtsvollzieher mag im
Vollstreckungsverfahren die Ausnahme darstellen, ist aber
auch nicht ausgeschlossen. § 11 Abs. 2 GVGA – in der
Neufassung nach dem Zustellungsreformgesetz – bestimmt
gerade eine dahingehende Zuständigkeit des Gerichtsvoll-
ziehers, wenn ihm eine Amtszustellung durch Gesetz, Rechts-
verordnung oder Verwaltungsanordnung übertragen ist. Gera-
de diese Übertragung ist in § Nr. 2 Satz 2 GVGA aber doch
eindeutig ausgesprochen.

„Der Gerichtsvollzieher teilt dem Gläubiger und dem
Schuldner Tag und Stunde der beabsichtigten Vollstre-
ckung rechtzeitig vor dem Vollstreckungstermin mit. Die
Benachrichtigung ist dem Schuldner in der Regel zuzustel-
len.“

Die Übertragung der Zustellung der Benachrichtigung vom
Räumungstermin als Amtszustellung auf den Gerichtsvollzie-
her ist auch systematisch zutreffend. Der Gerichtsvollzieher
vertritt – selbständig und neutral – die Vollstreckungsgewalt
des Staates6). Ihm – als Amtspflicht (§ 1 GVGA) – die Aufga-
be zu übertragen, die Benachrichtigung vom Räumungstermin
zuzustellen (§ 180 Nr. 2 Satz 2 GVGA), wird dem Ziel, dem
Schuldner die notwendigen Informationen zu verschaffen und
insbesondere seine Grundrechte zu wahren7), eher gerecht, als
eine Parteizustellung. Zwar ist das Räumungsverfahren von
einem Antrag des Gläubigers abhängig, jedoch folgt die
Durchführung des Verfahrens – und damit auch die Zustellung

der Benachrichtigung vom Räumungstermin – unabhängig
von der Parteiherrschaft gesetzlichen Regeln. Der Gerichts-
vollzieher handelt bei der ihm zugewiesenen Zwangsvollstre-
ckung selbständig. Er ist im Rahmen seiner vollstreckungs-
rechtlichen Entscheidungen und Amtshandlungen eigenver-
antwortlich tätig ist und geht im Rahmen der entsprechenden
gesetzlichen Bestimmungen weisungsfrei vor8). Die Durch-
führung des Räumungsverfahrens obliegt damit alleine dem
Gerichtsvollzieher. Weisungen des Gläubigers hat der Ge-
richtsvollzieher insoweit zu berücksichtigen, als sie mit den
Gesetzen oder der Geschäftsanweisung nicht in Widerspruch
stehen (§ 58 Nr. 2 GVGA). Dass er im Rahmen dieser Voll-
streckung die Wahrung der Grundrechte des Schuldner be-
rücksichtigen muss, versteht sich von selbst.

Zumindest bedenklich ist es, die Zustellung der Räu-
mungsmitteilung auch heute noch unter Bezug auf die Ladung
zum Termin zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
als „Parteizustellung“ zu begründen. Auch Hornung weist
insoweit wieder auf die Begründung des Rechtsausschusses
zur Änderung des § 900 Abs. 1 Satz 2, 3 ZPO hin9). Welche
Motive dieser Aussage zugrunde lagen ist nicht mehr fest-
stellbar10). Einen Niederschlag im Gesetzestext hat diese
Begründung nicht gefunden11). Die sich aus der Gesetzes-
begründung ergebende Umdeutung in eine Parteizustellung
hätte jedoch einer entsprechenden Anordnung in gesetzlicher
Form bedurft12). Nach meiner Ansicht zutreffend wird insbe-
sondere auch darauf hingewiesen, dass die Begründung des
Rechtsausschusses insoweit auch keine Bindungswirkung ent-
faltet. Amtliche Begründungen sind meist weder zur binden-
den Auslegung, noch zur Ausfüllung einer Gesetzesbestim-
mung geeignet13), sondern bieten allenfalls Anhaltspunkte14).
Dies gilt umso mehr, als der Gesetzgeber mit den Änderungen
zum GvKostG zum 1. August 2002 durch Artikel 19 des Ge-
setzes zur Änderung des Rechts der Vertretung durch Rechts-
anwälte vor den Oberlandesgerichten15) deutlich gemacht hat,
dass er von einer Amtszustellung ausgeht16).

Der 1. Abschnitt des Kostenverzeichnisses betrifft die Zu-
stellung auf Betreiben der Parteien. In den Vorbemerkungen
zu diesem Abschnitt ist jedoch bestimmt, dass der Gerichts-
vollzieher die Gebühr nach Nummer 100 oder 101 auch er-
hält, wenn der Gerichtsvollzieher die Ladung zum Termin zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung (§ 900 ZPO) zu-
stellt. Dies kann nur bedeuten, dass es sich zwar grundsätzlich
um eine Amtszustellung handelt, für die der Gerichtsvollzie-

1) Hornung, DGVZ 2007, S. 58.
2) Hornung, Rpfleger 2002, S. 493.
3) Hornung, DGVZ 2007, S. 58 (60).
4) Begründung zum Zustellungsreformgesetz (Bundestagsdruck-

sache 14/4554, S. 25).
5) Hornung, Rpfleger 2002, S. 493.
6) BGH, Urt. v. 9. 11. 2000, III ZR 314/99, NJW 2001, S. 434.
7) Hornung, DGVZ 2007, S. 57 (59).

8) BGH, Beschl. v. 24. 9. 2004, IXa ZB 10/04, DGVZ 2004,
S. 167.

9) Bundestagsdrucksache 14/120 (S. 15): Beschlussempfehlung
und Bericht des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) zu dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung – Bundestagsdrucksache 14/49 – zum
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einführungsgesetzes zur
Insolvenzordnung und anderer Gesetze (EGInsOÄndG).

10) Winterstein, Gerichtsvollzieherkostenrecht, 6. zu KV 100–102.
11) Schwörer, DGVZ 2003, S. 152 (153).
12) Eickmann in Münchener Kommentar zur ZPO, 2. Aufl.,

Rdnr. 17 zu § 901 ZPO.
13) Hartmann in Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO,

64. Aufl., Einleitung III, Rdnr. 42.
14) OLG München, Beschl. v. 26. 10. 1998, 11 W 2892/98, MDR

1999, S. 59.
15) Vom 23. 7. 2002 (BGBl. I S. 2850).
16) Winterstein, Gerichtsvollzieherkostenrecht, 6. zu KV 100–102.

Anmerkung eines (überraschten) Lesers zur Abhandlung von Hornung –
„Zustellung der Benachrichtigung des Schuldners vom Räumungstermin“1)

Von Justizamtsrat Karl-Ludwig Kessel, Bezirksrevisor bei dem Landgericht Bonn/AZJ NRW (Nebenstelle Monschau)
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her aber trotzdem („auch“) eine Gebühr erhält17). Dies ergibt
sich auch eindeutig aus dem Gesetzentwurf zum Gesetz zur
Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts18), die inso-
weit ausführt:

„In der Überschrift soll klargestellt werden, dass Ge-
bühren nur für Zustellungen im Parteibetrieb zu erheben
sind. Zustellungen von Amts wegen lösen keine Gebühren
aus, weil der Gerichtsvollzieher dann nicht als gerichtliches
Zustellungsorgan, sondern als Beamter der Justizverwal-
tung handelt (Schröder-Kay , a. a. O., Rdnr. 1 und 2 zu § 16
GvKostG). Durch die Anmerkung zu Nummer 100 soll er-

reicht werden, dass der Gerichtsvollzieher, der die Ladung
zum Termin zur Abnahme der eidesstattlichen Versiche-
rung persönlich zustellt, ebenfalls die Gebühr erhält.“

Ist aber die Ladung zum Termin zur Abnahme der eides-
stattlichen Versicherung als Amtszustellung anzusehen, kann
sie zur Begründung der Zustellung der Benachrichtigung vom
Räumungstermin als Parteizustellung nicht herangezogen
werden!

Eine Gebühr für die Zustellung der Benachrichtigung vom
Räumungstermin, die angesichts des Aufwandes für den
Gerichtsvollzieher dem Grunde nach durchaus gerechtfertigt
wäre, kann aus meiner Sicht nur herbeigeführt werden, in dem
auch diese Zustellung den Ausnahmen in den Vorbemerkun-
gen zum 1. Abschnitt des Kostenverzeichnisses hinzugefügt
wird.

17) Winterstein, Gerichtsvollzieherkostenrecht, 6. zu KV 100–102.
18) Bundestagsdrucksache 14/3432, S. 29.

R E C H T S P R E C H U N G

§§ 839 BGB; 826 Abs. 3 ZPO; 136 Nr. 2, 3 GVGA

Hat ein Dritter nach einer Erstpfändung beim Schuldner
gegenüber dem Gerichtsvollzieher an einem Gegenstand
ein die Veräußerung hinderndes Recht geltend gemacht,
muss ihn der Gerichtsvollzieher über eine Anschlusspfän-
dung desselben Gegenstands unterrichten, damit er Gele-
genheit erhält, von dem Gläubiger eine Freigabe zu erwir-
ken oder gegen ihn nach § 771 ZPO vorzugehen.*)

BGH, Urt. v. 5. 7. 2007
– III ZR 143/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Kläger verlangt vom beklagten Land Schadensersatz wegen
der Versteigerung einer ihm gehörenden Jagdwaffe.

Der Kläger überließ die im Jahr 2001 erworbene Jagdwaffe am
15. Juni 2002 dem Zeugen M. (im Folgenden: Schuldner) leihweise
zur Ausübung der Jagd und stellte diesem hierüber eine Urkunde aus.
Am 21. Juni 2002 pfändete die Gerichtsvollzieherin beim Schuldner
im Auftrag von acht Gläubigern mehrere Gegenstände, darunter die
Jagdwaffe, und setzte den Termin für die öffentliche Versteigerung
auf den 26. Juli 2002 fest. Mit Schreiben vom 2. Juli 2002, in welchem
der Kläger auf diese Terminsbestimmung Bezug nahm, zeigte er der
Gerichtsvollzieherin sein Eigentum an der Jagdwaffe an und übermit-
telte ihr eine beglaubigte Kopie der als „Kaufvertrag“ bezeichneten
Urkunde vom 18. Oktober 2001, seiner Waffenbesitzkarte, in der die
Waffe eingetragen war, und der Urkunde über die leihweise Überlas-
sung der Waffe an den Schuldner. Am 8. Juli 2002 nahm die Gerichts-
vollzieherin auf den Vollstreckungsauftrag eines weiteren Gläubigers
an den bereits gepfändeten Gegenständen eine Anschlusspfändung
vor und unterrichtete hiervon nach dem Vorbringen des beklagten
Landes den Schuldner. Bis zum Versteigerungstermin gelang es dem
Kläger, von sechs Gläubigern in Bezug auf die Jagdwaffe eine Frei-
gabeerklärung zu erlangen. Gegen die beiden weiteren Gläubiger, in
deren Auftrag die Erstpfändung vorgenommen wurde, erwirkte er
einen Beschluss über die einstweilige Einstellung der Zwangsvoll-
streckung. Die Jagdwaffe wurde auf der Grundlage der Anschluss-
pfändung im Termin vom 26. Juli 2002 zu einem Erlös von 4 000 Euro
versteigert.

Der Kläger ist der Auffassung, die Pfändung habe nicht vor-
genommen werden dürfen und die Gerichtsvollzieherin habe ihn von
der Anschlusspfändung informieren müssen. Seine – ursprünglich in
Höhe von 50 731,84 Euro nebst Zinsen erhobene – Klage hatte in den
Vorinstanzen keinen Erfolg. Mit seiner vom Senat in Höhe des
behaupteten Werts der Jagdwaffe (30 413,76 Euro) abzüglich des Ver-

*) amtlicher Leitsatz

steigerungserlöses von 4 000 Euro nebst Zinsen zugelassenen Revi-
sion verfolgt der Kläger sein Begehren nur noch in diesem ein-
geschränkten Umfang weiter.

Die Revision führt im Umfang ihrer Zulassung zur Aufhebung des
angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das
Berufungsgericht.

Das Berufungsgericht verneint eine Amtspflichtverletzung der
Gerichtsvollzieherin.

Ein Verstoß gegen das in § 119 Nr. 2 der Geschäftsanweisung für
Gerichtsvollzieher (im Folgenden: GVGA) enthaltene Verbot, das
Gewehr zu pfänden, liege nicht vor. Abgesehen davon, dass diese
Bestimmung keine Amtspflichten gegenüber dem dritten Eigentümer
der im Gewahrsam des Schuldners befindlichen Sachen begründe,
sondern den Schutz des Gläubigers vor unergiebigen Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen bezwecke, habe die Gerichtsvollzieherin die
Jagdwaffe zu Recht nach § 808 Abs. 1 ZPO in Besitz genommen. Der
Gerichtsvollzieher habe im Allgemeinen nicht zu prüfen, ob die im
Gewahrsam des Schuldners befindlichen Sachen zu dessen Vermögen
gehörten. Von der Pfändung seien nur Gegenstände auszunehmen, die
offensichtlich nicht zum Vermögen des Schuldners gehörten. Eine
solche Offenkundigkeit sei jedoch nicht gegeben gewesen, wie auch
im gerichtlichen Verfahren des Klägers gegen den Ersteher der Jagd-
waffe festgestellt worden sei.

Der Kläger habe auch nicht bewiesen, dass die Gerichtsvollzie-
herin – entgegen § 826 Abs. 3 ZPO – den Schuldner nicht von der
Anschlusspfändung benachrichtigt habe. Eine Pflicht, den Kläger von
der Anschlusspfändung zu unterrichten, sehe § 826 Abs. 3 ZPO gerade
nicht vor. Das stehe in Einklang damit, dass die Gerichtsvollzieherin
nach § 120 Nr. 2 GVGA nicht befugt gewesen sei, die Anschlusspfän-
dung selbständig wieder aufzuheben.

Diese Beurteilung hält der rechtlichen Überprüfung in
einem maßgebenden Punkt nicht stand. Eine Amtspflichtver-
letzung der Gerichtsvollzieherin, für die das beklagte Land
nach Maßgabe des § 839 BGB i. V. m. Artikel 34 des Grund-
gesetzes einzustehen hätte, lässt sich nämlich nicht verneinen.

1. Das Berufungsgericht geht allerdings zutreffend davon
aus, dass die Pfändung der Jagdwaffe durch die Gerichtsvoll-
zieherin nicht zu beanstanden war. Grundsätzlich gilt, dass der
Gerichtsvollzieher bei der Pfändung körperlicher Sachen nur
zu prüfen hat, ob sie sich im Gewahrsam des Schuldners befin-
den (§ 808 Abs. 1 ZPO). Hingegen hat er nicht zu prüfen, ob
diese Sachen auch zum Vermögen des Schuldners gehören.
Dem entspricht auch die Regelung in § 119 Nr. 1 GVGA.
Hiervon nimmt § 119 Nr. 2 GVGA lediglich Gegenstände aus,
die offensichtlich zum Vermögen eines Dritten gehören, z. B.
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dem Handwerker zur Reparatur, dem Frachtführer zum Trans-
port und dem Pfandleiher zum Pfand übergebene Sachen.
Auch dies gilt allerdings dann nicht, wenn der Gläubiger die
Pfändung ausdrücklich verlangt, was ein Hinweis darauf sein
mag, dass der Gerichtsvollzieher bei seiner Entscheidung
gegen eine Pfändung solcher Gegenstände vor allem den
Gläubiger vor Kosten und Risiken einer Inanspruchnahme aus
§ 771 ZPO bewahren soll. Im Übrigen hat das Berufungsge-
richt rechtsfehlerfrei festgestellt, dass von einer Offenkundig-
keit im Sinn des § 119 Nr. 2 GVGA keine Rede sein konnte.
Auch die Revision sieht dies nicht anders.

2. Indes war die Gerichtsvollzieherin unter den Umständen
des Falles verpflichtet, den Kläger von der von ihr vorgenom-
menen Anschlusspfändung zu benachrichtigen.

a) Eine solche Pflicht lässt sich allerdings dem Gesetz nicht
unmittelbar entnehmen. Nach § 808 Abs. 3, § 826 Abs. 3 ZPO
hat der Gerichtsvollzieher den Schuldner von den Pfändungen
in Kenntnis zu setzen, was vor allem dann von erheblicher
Bedeutung ist, wenn sie in seiner Abwesenheit vorgenommen
werden. Belange des Dritten werden im Zusammenhang mit
der Pfändung nicht angesprochen. Der Dritte wird nur in § 809
ZPO erwähnt, der die Pfändung von Sachen betrifft, die sich
im Gewahrsam eines zur Herausgabe bereiten Dritten befin-
den. Auch die Bestimmung des § 816 Abs. 1 ZPO, die in der
Regel für die Versteigerung eine Wartefrist von einer Woche
seit dem Tag der Pfändung vorsieht, spricht nicht unmittelbar
den Dritten an. Vielmehr gestalten die Pfändungsvorschriften
insgesamt das Verhältnis zwischen dem Gläubiger und dem
Schuldner näher aus.

b) Sieht sich ein Dritter durch Pfändungsmaßnahmen
beeinträchtigt, kann dieser Interessenkonflikt nach dem der
Zwangsvollstreckung zugrunde liegenden System nicht durch
den Gerichtsvollzieher oder das Vollstreckungsgericht aufge-
löst werden. Vielmehr ist der Dritte gehalten, entweder vom
Gläubiger eine Freigabe des in Rede stehenden Gegenstandes
zu erwirken oder dies mit einer Klage nach § 771 ZPO gegen-
über dem Gläubiger durchzusetzen. Diese Rechte kann der
Dritte freilich nur wahrnehmen, wenn ihm die eingeleiteten
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen bekannt sind, er also hier-
über unterrichtet worden ist. Im vorliegenden Fall ist dies hin-
sichtlich der Erstpfändung durch den Schuldner geschehen.
Dem Kläger ist es daraufhin gelungen, von sechs Gläubigern
eine Freigabeerklärung zu erwirken und hinsichtlich der bei-
den anderen im Rahmen einer Klage nach § 771 ZPO eine
einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung herbeizu-
führen. Hätte der Kläger auch von der Anschlusspfändung
Kenntnis gehabt, spricht einiges dafür, dass er auch insoweit
eine Versteigerung seines Jagdgewehrs hätte verhindern kön-
nen.

c) Der Umstand, dass der Dritte im Rahmen der Pfän-
dungsvorschriften nicht eigens angesprochen wird, bedeutet
aber nicht, dass seine rechtliche Stellung für die Zwangsvoll-
streckung ohne Bedeutung wäre. Dagegen spricht schon die
Gewährleistung aus Artikel 14 des Grundgesetzes, die dem
Rechtsinhaber die Möglichkeit geben muss, sich gegen einen
Verlust seiner Rechtsstellung zur Wehr zu setzen. Darüber
hinaus ist die Rechtsstellung Dritter auch außerhalb seiner
Rechte aus § 771 ZPO Gegenstand verschiedener höchstrich-
terlicher Urteile gewesen.

In einem Fall, in dem der Eigentümer einer Pfandsache von
dem Versteigerungstermin mangels einer hinreichenden Be-
kanntmachung nichts erfahren hatte, hat bereits das Reichs-
gericht (JW 1931, 2427, 2428) ausgeführt: Diene die Hinaus-
schiebung des Versteigerungstermins um eine gewisse Frist
auch den Interessen des Dritten, so müssten auch die weiteren

Vorschriften, welche die Bekanntgabe des Versteigerungster-
mins sicherten, als seinen Rechtskreis berührend erachtet wer-
den. Denn wenn ihm Gelegenheit gegeben werden solle, seine
Rechte durch Widerspruchsklage zu wahren, so müsse er auch
die Möglichkeit haben, sich über Pfändung und Versteige-
rungstermin zu unterrichten. Zwar werde der Drittberechtigte
oft erwarten können, von dem Schuldner über die Einleitung
einer Zwangsversteigerung unterrichtet zu werden. Er könne
aber nicht lediglich auf diesen vom Willen des Schuldners
abhängigen Weg angewiesen erscheinen. Die Tatsache, dass
der Dritte lediglich auf den Weg der Widerspruchsklage
beschränkt sei, um sein die Versteigerung hinderndes Recht
geltend zu machen, und dass der Gerichtsvollzieher seinen
Widerspruch grundsätzlich unberücksichtigt lassen könne,
spreche nicht dagegen, dass er ein Interesse habe, von dem
Versteigerungstermin Kenntnis zu erhalten, um sein Recht im
Wege der Widerspruchsklage oder durch einstweilige Einstel-
lung der Zwangsvollstreckung zu verfolgen. In der Kommen-
tarliteratur wird daher zu § 816 Abs. 1 ZPO einhellig die Auf-
fassung vertreten, der Grund für die Wartefrist von regelmäßig
einer Woche sei es unter anderem, dem Dritten eine Gelegen-
heit zu geben, Widerspruchsklage zu erheben (vgl. Musielak/
Becker, ZPO, 5. Aufl. 2007, § 816 Rdnr. 1; Schilken, in
MünchKommZPO, 2. Aufl. 2001, § 816 Rdnr. 2; Zöller/
Stöber, ZPO, 26. Aufl. 2007, § 816 Rdnr. 1; Baumbach/
Hartmann, ZPO, 65. Aufl. 2007, § 816 Rdnr. 4; Gottwald,
Zwangsvollstreckung, 4. Aufl. 2002, § 816 Rdnr. 2). Hier war
der Kläger zwar aufgrund der Benachrichtigung des Schuld-
ners über die Erstpfändung von dem Versteigerungstermin
informiert, wusste aber nicht, dass er aufgrund der Anschluss-
pfändung weitere Bemühungen entfalten musste, um einer
Versteigerung seiner Jagdwaffe entgegenzuwirken.

Der Senat hat zu § 327 Satz 3 AO entschieden, Adressat
der dort geregelten Bekanntgabepflicht sei nur der Vollstre-
ckungsschuldner; in deren Schutzbereich seien jedoch auch
die Eigentümer von Waren einbezogen, die der Sachhaftung
nach § 76 AO unterliegen (vgl. Urt. v. 3. 3. 2005 – III ZR 273/
03 – NJW 2005, 1865, 1866).

d) Da der Gerichtsvollzieher im Allgemeinen einer Prü-
fung enthoben ist, ob im Gewahrsam des Schuldners befind-
liche Sachen zu dessen Vermögen gehören, und er deswegen
Einwände des Schuldners in dieser Beziehung unbeachtet las-
sen kann (vgl. § 119 Nr. 1 GVGA), bestehen im Regelfall kei-
ne Bedenken dagegen, dass die in § 808 Abs. 3, § 826 Abs. 3
ZPO normierte Benachrichtigungspflicht nur gegenüber dem
Schuldner besteht und diesem überlassen bleibt, den wahren
Rechtsinhaber von Pfändungsmaßnahmen zu unterrichten.
Hier ging es jedoch nicht um Einwände des Schuldners, son-
dern um solche des Klägers als Dritten, der die Gerichtsvoll-
zieherin mit Schreiben vom 2. Juli 2002 davon unterrichtete,
dass er das Eigentum an der Jagdwaffe beanspruche. Zugleich
legte er Ablichtungen von Urkunden vor, die das zwar nicht
beweisen mochten, aber so glaubhaft machten, dass verschie-
dene Gläubiger die Jagdwaffe freigaben und durch das Pro-
zessgericht eine vorläufige Einstellung der Zwangsvollstre-
ckung erwirkt werden konnte. Unter diesen Umständen durfte
sich die Gerichtsvollzieherin nicht mit einer Benachrichtigung
des Schuldners nach § 826 Abs. 3 ZPO begnügen, sondern
musste dem Kläger selbst Gelegenheit geben, sich vor der
Versteigerung um eine Freigabe zu bemühen. Diese Pflicht
ergibt sich hinreichend deutlich aus § 136 Nr. 2 GVGA. Diese
Bestimmung sieht vor, dass der Gerichtsvollzieher auf den
Widerspruch eines Dritten befugt ist, von der Pfändung
Abstand zu nehmen, wenn die sonst vorhandene, von einem
Widerspruch nicht betroffene bewegliche Habe des Schuld-
ners zur Deckung der beizutreibenden Forderung ausreicht. Ist
dies nicht der Fall, hat er allerdings die Pfändung ohne Rück-
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sicht auf den Widerspruch des Dritten durchzuführen, aber die
Beteiligten darauf hinzuweisen, ihre Ansprüche bei dem Gläu-
biger und gegebenenfalls bei dem Gericht geltend zu machen.
Wenn die Bestimmung daher für diesen Fall nicht nur von dem
„Schuldner“, sondern von den „Beteiligten“ spricht, kann dies
nur so verstanden werden, dass damit auch der Dritte gemeint
ist, der sich auf ein die Veräußerung hinderndes Recht beruft.
Dem Gerichtsvollzieher wird für eine solche Fallgestaltung
sogar die Befugnis gegeben, die Pfändung über die in § 132
Nr. 7 GVGA bezeichnete Wertgrenze hinaus zu erstrecken, al-
so gewissermaßen eine Überpfändung vorzunehmen, weil sich
nicht im Voraus übersehen lässt, welcher Teil der Pfandstücke
nach Durchführung des Widerspruchs zur Befriedigung des
Gläubigers verwendbar bleiben wird. Dass die Gerichtsvoll-
zieherin den Kläger auf die beschriebene Geltendmachung
seiner Rechte „verwiesen“ hätte, ist nicht erkennbar. Ebenso
wenig ist durch das beklagte Land geltend gemacht worden,
die Gerichtsvollzieherin habe, wie es § 136 Nr. 3 GVGA vor-
sieht, im Protokoll über die Anschlusspfändung den ihr bereits
nach der Erstpfändung bekannt gewordenen Widerspruch des
Klägers festgehalten und den Gläubiger unter näherer Angabe
der Person des Berechtigten und des Rechtsgrunds seines An-
spruchs hiervon unverzüglich benachrichtigt. Der Revisions-
erwiderung kann daher nicht darin beigetreten werden, ein
Verstoß gegen § 136 Nr. 2 GVGA sei hier zu verneinen, weil
der Kläger erst im Versteigerungstermin Widerspruch erhoben
habe. Der Widerspruch war der Gerichtsvollzieherin bereits
im Zeitpunkt ihrer Anschlusspfändung bekannt, und hieraus
ergab sich die Pflicht, den Kläger auf seine Ansprüche gegen
den Gläubiger zu verweisen, gegebenenfalls sie bei dem Ge-
richt geltend zu machen (§ 136 Nr. 2 GVGA), und die Pflicht
zur Beurkundung des Widerspruchs und einer entsprechenden
Unterrichtung des Gläubigers (§ 136 Nr. 3 GVGA). Ein Ver-
ständnis der Bestimmung des § 136 Nr. 2 GVGA im Sinne der
Revisionserwiderung würde im Übrigen die „Verweisung“
des Dritten ins Leere gehen lassen, da er im Versteigerungster-
min in der Regel nicht mehr in der Lage wäre, eine Freigabe
des von ihm beanspruchten Gegenstands herbeizuführen.

3. Nach dem objektivierten Sorgfaltsmaßstab ist auch von
einem schuldhaften Verhalten der Gerichtsvollzieherin aus-
zugehen. Sie musste die auf den Widerspruch eines Dritten
(§§ 771 bis 774, 805, 815 ZPO) bezogene Bestimmung des
§ 136 GVGA kennen. Es entlastet sie auch nicht, dass das
Berufungsgericht als Kollegialgericht ihre Amtstätigkeit als
rechtmäßig angesehen hat (vgl. hierzu Senatsurteil BGHZ
117, 240, 250). Der Grundsatz der „Kollegialgerichts-Richt-
linie“ ist nämlich dann nicht anwendbar, wenn die Beurteilung
– wie hier – auf einer unzureichenden rechtlichen Grundlage
beruht, weil sie die für den Widerspruch eines Dritten zentrale
Bestimmung der Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher
nicht in den Blick nimmt.

4. Unter diesen Umständen kommt eine Haftung des be-
klagten Landes für den Verlust der Jagdwaffe in Höhe deren
Werts unter Abzug des bei der Versteigerung erzielten, aber
während des anhängigen Verfahrens in den Tatsacheninstan-
zen noch nicht verteilten Erlöses in Betracht, auf den der Klä-
ger zugreifen kann, da seine Widerspruchsklage gegen den
Gläubiger Erfolg hatte. Da Feststellungen zum bestrittenen
Wert der Jagdwaffe fehlen, muss die Sache zur weiteren Klä-
rung zurückverwiesen werden.

5. Für das weitere Verfahren weist der Senat vorsorglich
darauf hin, dass sich ein Anspruch schwerlich mit der Begrün-
dung verneinen ließe, der Kläger habe das Fehlen einer ander-
weitigen Ersatzmöglichkeit (§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB) nicht
hinreichend dargelegt. Mit Recht weist die Revision darauf
hin, dass eine anderweitige Ersatzmöglichkeit regelmäßig
dann fehlt, wenn ein solcher Anspruch nicht in absehbarer

oder angemessener Zeit durchzusetzen wäre (vgl. Senatsurteil
BGHZ 120, 124, 126). Es erscheint eher fernliegend, ob man
angesichts der hier in Rede stehenden Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen gegen den Schuldner ohne Weiteres davon ausge-
hen kann, dem Kläger sei die Durchsetzung eines – grundsätz-
lich wegen unterlassener Information des Klägers in Betracht
kommenden – Schadensersatzanspruchs gegen den Schuldner
nach §§ 604, 280 BGB zumutbar. Es kommt hier hinzu, dass
der Kläger bis zur Beweisaufnahme im anhängigen Amts-
haftungsverfahren davon ausgehen durfte, die Gerichtsvoll-
zieherin habe den Schuldner ebenso wenig wie ihn über die
Ausbringung der Anschlusspfändung unterrichtet. Da für die
Frage, ob eine anderweitige Ersatzmöglichkeit besteht, grund-
sätzlich auf den Zeitpunkt der Erhebung der Amtshaftungs-
klage abzustellen ist (vgl. Senatsurteil BGHZ 120, 124, 131),
muss das Berufungsgericht die angesprochenen Gesichts-
punkte bei seiner erneuten Entscheidung beachten.

§ 850 b ZPO

a) Zu den Bezügen im Sinne des § 850 b Abs. 1 Nr. 4 ZPO
gehören auch einmalige Ansprüche des Schuldners
gegen einen privaten Krankenversicherungsträger, die
auf Erstattung der Kosten für ärztliche Behandlungs-
maßnahmen im Krankheitsfall gerichtet sind.

b) Die Pfändung der Ansprüche des Schuldners auf
Erstattung der Kosten für künftige ärztliche Behand-
lungsmaßnahmen gegen einen Krankenversicherer
kommt aufgrund von Billigkeitserwägungen nach
§ 850 b Abs. 2 ZPO grundsätzlich nicht in Betracht.*)

BGH, Beschl. v. 4. 7. 2007
– VII ZB 68/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger betreibt gegen den Schuldner die Zwangs-
vollstreckung wegen einer ärztlichen Honorarforderung.

Auf seinen Antrag wurden zunächst sämtliche gegenwär-
tigen und künftigen Ansprüche des Schuldners gegen die
Drittschuldnerin auf Auszahlung von Versicherungsleistun-
gen und auf Beitragsrückerstattungen aus dem zwischen dem
Schuldner und der Drittschuldnerin bestehenden Kranken-
versicherungsvertrag gepfändet und ihm zur Einziehung
überwiesen. Auf die Erinnerung des Schuldners hat das
Amtsgericht den Pfändungs- und Überweisungsbeschluss auf-
gehoben, soweit Ansprüche auf Auszahlung von Versiche-
rungsleistungen gepfändet worden waren.

Auf die sofortige Beschwerde des Gläubigers hat das
Beschwerdegericht den Beschluss des Amtsgerichts teilweise
abgeändert und die gegenwärtigen Ansprüche des Schuldners
gegen die Drittschuldnerin auf Auszahlung von Versiche-
rungsleistungen erneut gepfändet. Das weitergehende Rechts-
mittel hat es zurückgewiesen.

Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Gläu-
biger seinen Antrag weiter, die künftigen Ansprüche des
Schuldners gegen die Drittschuldnerin auf Auszahlung von
Versicherungsleistungen pfänden und sich zur Einziehung
überweisen zu lassen.

Die zulässige Rechtsbeschwerde ist nicht begründet.

1. Das Beschwerdegericht ist der Ansicht, der Anspruch
des Schuldners aus dem mit der Drittschuldnerin geschlosse-
nen Krankenversicherungsvertrag auf Erstattung der Kosten

*) amtlicher Leitsatz
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einer Krankenbehandlung sei nicht gemäß § 851 ZPO un-
pfändbar. Die Erstattungsforderung sei nicht zweckgebunden
für eine Heilbehandlung des Versicherten. Sie entstehe erst im
Anschluss an die Heilbehandlung. Mangels entsprechender
Vereinbarung bestehe keine treuhänderische Bindung.

Der Anspruch des Schuldners auf Auszahlung der Versi-
cherungsleistung sei jedoch nach § 850 b Abs. 1 Nr. 4 ZPO
nur beschränkt der Pfändung unterworfen. Die Erstattung der
Behandlungskosten diene der Unterstützung des Schuldners
bei der Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen einer Erkran-
kung. Die Pfändung künftiger Erstattungsansprüche entspre-
che nicht der Billigkeit. Sie gefährde den mit der künftigen
Leistungsgewährung der Krankenversicherung verfolgten
Zweck, es dem Schuldner zu ermöglichen, im Krankheitsfall
ärztliche Behandlung in Anspruch zu nehmen. Der Schuldner
wäre bei Pfändung dieser Ansprüche gehalten, vor Inan-
spruchnahme ärztlicher Leistungen zu offenbaren, dass deren
Bezahlung nach seinen Vermögensverhältnissen nicht
gewährleistet sei. Dem Interesse des Schuldners, künftig
medizinische Behandlung in Anspruch nehmen zu können, sei
gegenüber einem möglichen Forderungsausfall des Gläubi-
gers der Vorrang einzuräumen.

2. Die Rechtsbeschwerde macht geltend, dem Schuldner,
der Leistungen einer privaten Krankenversicherung nicht dazu
verwende, die Honorarforderung des Arztes zu begleichen, sei
zuzumuten, künftige Erstattungsleistungen des Krankenver-
sicherers zunächst zur Bezahlung des noch offenen Honorar-
anspruchs zu verwenden. Es fehle im Übrigen an Feststellun-
gen dazu, dass der Schuldner auch künftig nicht in der Lage
sein werde, ärztliche Leistungen unter Einsatz sonstiger Mittel
zu bezahlen. Es sei ein Gebot der Billigkeit, die Pfändung
künftiger Erstattungsforderungen gegen einen Krankenver-
sicherer zugunsten des Gläubigers einer ärztlichen Honorar-
forderung zuzulassen. Die Pfändung der gegenwärtigen
Ansprüche des Schuldners sei für den Gläubiger in der Regel
nutzlos.

3. Die Erwägungen des Beschwerdegerichts, mit denen es
die Pfändung künftiger Erstattungsansprüche des Schuldners
gegen die Drittschuldnerin abgelehnt hat, halten der recht-
lichen Nachprüfung stand.

a) Zutreffend geht das Beschwerdegericht davon aus, dass
Ansprüche des Schuldners gegen die Drittschuldnerin auf Er-
stattung von Kosten für eine ärztliche Heilbehandlung nicht
gemäß § 851 Abs. 1 ZPO unpfändbar sind. Erstattungsleistun-
gen eines Krankenversicherers sind in der Regel nicht zweck-
gebunden. Sie werden unabhängig davon gewährt, ob der
Schuldner die Kosten bereits bezahlt hat oder nicht. Die
Auszahlung der Versicherungsleistung ist gemäß § 6 Abs. 1
MBKK (Musterbedingungen für die Krankheitskosten- und
Krankenhaustagegeldversicherung) lediglich davon abhängig,
dass die geforderten Nachweise erbracht sind (vgl. KG, Rpfle-
ger 1985, 73).

b) Ansprüche des Schuldners gegen die Drittschuldnerin
auf Erstattung von Heilbehandlungskosten sind nach § 850 b
Abs. 1 Nr. 4 ZPO grundsätzlich nicht pfändbar.

Nach dieser Bestimmung sind Bezüge aus Witwen-, Wai-
sen-, Hilfs- und Krankenkassen unpfändbar, die ausschließlich
oder zu einem wesentlichen Teil zu Unterstützungszwecken
gewährt werden. Zu den Bezügen aus einer Krankenkasse im
Sinne des § 850 b Abs. 1 Nr. 4 ZPO gehören auch einmalige
Ansprüche des Schuldners gegen einen privaten Kranken-
versicherungsträger, die auf Erstattung von Kosten für ärzt-
liche Behandlungsmaßnahmen im Krankheitsfall gerichtet
sind (h. M., vgl. KG, Rpfleger 1985, 73; LG Lübeck, Rpfleger
1993, 207; LG Hannover, Rpfleger 1995, 511; Stein/Jonas/

Brehm, ZPO, 22. Aufl., § 850 b, Rdnr. 18; Stöber, Forde-
rungspfändung, 14. Aufl., Rdnr. 1019; Schuschke/Walker,
Vollstreckung und vorläufiger Rechtsschutz, Bd. I, 3. Aufl.,
§ 850 b, Rdnr. 16 m. w. N.).

c) Nicht zu beanstanden ist die Auffassung des Beschwer-
degerichts, künftige Erstattungsforderungen des Schuldners
gegen die Drittschuldnerin seien, anders als Ansprüche auf Er-
satz der Kosten bereits erbrachter ärztlicher Leistungen, auch
nicht gemäß § 850 b Abs. 2 ZPO pfändbar.

Eine Pfändung entspräche hier nicht der Billigkeit. Zu
Recht führt das Beschwerdegericht aus, die Pfändung künf-
tiger Erstattungsansprüche gefährde den mit dem Versiche-
rungsvertrag verfolgten Zweck. Auch unter Berücksichtigung
der berechtigten Interessen früherer Gläubiger ist es nicht zu
rechtfertigen, dem Schuldner die Möglichkeit abzuschneiden,
ärztliche Behandlung jederzeit in der Gewissheit in Anspruch
nehmen zu können, dass die entstehenden Kosten im Rahmen
des abgeschlossenen Versicherungsvertrags gedeckt sind.
Dies gilt auch gegenüber einem Gläubiger, dessen Forderung
ihrerseits eine ärztliche Heilbehandlungsmaßnahme zugrunde
liegt, für deren Bezahlung der Schuldner die entsprechende
Erstattungsleistung des Versicherers nicht verwandt hat.

§§ 767, 788, 798, 882 a Abs. 1, 901 ZPO; 109, 186 GVGA

a) Es handelt sich nicht um notwendige Kosten der
Zwangsvollstreckung, wenn dem Schuldner vor Ertei-
lung des Zwangsvollstreckungsauftrages aus einem
Urteil keine angemessene Zahlungsfrist gewährt wur-
de, der Schuldner aber innerhalb dieses Zeitrahmens
die Forderung beglichen hat.

b) Ein Haftbefehl zur Erzwingung der eidesstattlichen
Versicherung ist in unrechtmäßiger Weise ergangen,
wenn die Vollstreckung nur noch aus den Kosten der
Zwangsvollstreckung erfolgt und das Entstehen dieser
Kosten vom Schuldner bestritten wird.

LG Cottbus, Beschl. v. 8. 8. 2006
– 7 T 127 und 158/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt gegen den Schuldner die Zwangsvoll-
streckung wegen einer Forderung in Höhe von insgesamt 101,37 Euro.
Diese Forderung setzt sich zusammen aus der von dem Verfahrens-
bevollmächtigten der Gläubigerin für das Zwangsvollstreckungsver-
fahren in Ansatz gebrachten Gebühr zuzüglich Auslagen in Höhe von
13,92 Euro sowie der Forderung aus dem Urteil in Höhe von 87,45 Euro
(Hauptforderung, vorgerichtliche Mahnkosten und Zinsen). Das der
Vollstreckung zugrunde liegende Urteil wurde dem Schuldner zuge-
stellt.

Im Schreiben vom 13. 1. 2006, eingegangen bei dem Amtsgericht
Lübben am 16. 1. 2006, beauftragte die Gläubigerin die Gerichtsvoll-
zieherin mit der Durchführung der Mobiliarvollstreckung gegen den
Schuldner. Zugleich beantragte sie, gegen den Schuldner das Verfah-
ren zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung durchzuführen,
sofern die Mobiliarvollstreckung erfolglos verlaufen sollte, und gegen
den Schuldner im Falle des Nichterscheinens im Termin zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung Haftbefehl zu erlassen.

Am 19. 1. 2006 erhielt die Gläubigerin den vom Schuldner am
18. 1. 2006 überwiesenen Betrag von 87,51 Euro. Mit Schreiben vom
20. 1. 2006 unterrichtete die Gläubigerin die Gerichtsvollzieherin von
der Zahlung und bat um die weitere Beitreibung der derzeit noch vor-
handenen Restforderung.

Ausweislich des Vollstreckungsprotokolls vom 2. 2. 2006 begab
sich die Gerichtsvollzieherin an diesem Tag in das Büro des Schuld-
ners um dort die Mobiliarvollstreckung durchzuführen. Der Schuldner
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widersprach jedoch der Durchsuchung seiner Büroräume mit der
Begründung, er habe bereits alles bezahlt.

Mit Schreiben vom 4. 2. 2006 bestimmte die Gerichtsvollzieherin
den Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung auf den
28. 2. 2006. Die Ladung zum Termin für die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung wurde dem Schuldner am 7. 2. 2006 zugestellt.
Im Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung erschien der
Schuldner nicht.

Bereits mit Schreiben vom 14. 2. 2006 hatte der Schuldner „Voll-
streckungserinnerung“ eingelegt. Zur Begründung hatte er angeführt,
die gegen ihn eingeleitete Vollstreckungsmaßnahme entbehre jeder
Grundlage, da die Forderung bereits bezahlt sei. Er habe die Zahlung
an die Gläubigerin am 18. 1. 2006 und damit 14 Tage nach der Urteils-
zustellung veranlasst. Dies sei eine angemessene Frist, innerhalb derer
die Forderung beglichen worden sei. Daher handele es sich bei den
Kosten des Verfahrensbevollmächtigten der Gläubigerin und des
Gerichtsvollziehers nicht um notwendige Kosten der Zwangsvollstre-
ckung, so dass er nicht verpflichtet sei, diese zu begleichen. Die
Gerichtsvollzieherin half der Erinnerung des Schuldners nicht ab und
legte das Verfahren dem Amtsgericht zur Entscheidung vor.

Am 22. 2. 2006 entschied das Amtsgericht, die „Eingabe“ des
Schuldners nicht zu prüfen und auch zukünftig keine Prüfung seiner
Eingaben vorzunehmen, da kein Rechtsschutzbedürfnis vorliege. Eine
Begründung hat das Amtsgericht dieser Entscheidung nicht beigege-
ben.

Unter dem 5. 4. 2006 erließ das Amtsgericht gegen den Schuldner
einen Haftbefehl, da dieser zum Termin für die Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung nicht erschienen sei und sich auch nicht ausrei-
chend entschuldigt habe.

Mit Schreiben vom 11. 4. 2006, eingegangen bei dem Amtsgericht
am 11. 4. 2006, hat der Schuldner gegen den Haftbefehl sofortige Be-
schwerde eingelegt. Zur Begründung hat er unter anderem, wie bereits
im Erinnerungsverfahren, angeführt, dass eine Forderung gegen ihn
nicht bestehe.

Das Amtsgericht hat der sofortigen Beschwerde mit Beschluss mit
der Begründung nicht abgeholfen, die Voraussetzungen für den Erlass
eines Haftbefehls lägen vor. Insbesondere sei die Gläubigerin durch
die Zahlung des Schuldners noch nicht vollständig befriedigt worden.
Verfahrensverstöße, welche dem Erlass eines Haftbefehls entgegen-
stehen könnten, seien nicht ersichtlich.

Die sofortigen Beschwerden sind zulässig und begründet.

1. Die Kammer legt das am 11. 4. 2006 von dem Schuldner
eingelegte Rechtsmittel als insoweit statthafte sofortige Be-
schwerde sowohl gegen die Entscheidung des Amtsgerichts
als auch gegen den Erlass des Haftbefehls aus, da sich der
Schuldner im Rahmen der Begründung seines Rechtsmittels
sowohl gegen den Erlass des Haftbefehls als auch gegen die
im Rahmen des Erinnerungsverfahrens ergangene Entschei-
dung des Amtsgerichts wendet.

Die Zulässigkeit der sofortigen Beschwerden ergibt sich
aus § 793 i. V. m. §§ 567 ff. ZPO. Nicht näher eingegangen zu
werden braucht auf die Frage, ob die am 11. 4. 2006 bei dem
Amtsgericht eingegangene sofortige Beschwerde gegen die
Entscheidung des Amtsgerichts auch innerhalb der von § 569
Abs. 1 ZPO statuierten zweiwöchigen Frist eingelegt wurde.
Da sich ein Nachweis über die Zustellung dieser Entscheidung
nicht in der Akte befindet, ist die Frist des § 569 Abs. 1 ZPO
bereits nicht in Gang gesetzt worden. Auch im Übrigen beste-
hen keine Bedenken hinsichtlich der Zulässigkeit dieses
Rechtsmittels. Das Amtsgericht hat zwar keine anfechtbare
Sachentscheidung getroffen, die Ablehnung einer „sachlichen
Prüfung der Eingaben des Schuldners“ steht im Ergebnis je-
doch einer Zurückweisung der Erinnerung des Schuldners
gleich.

Gegen den Haftbefehl ist die sofortige Beschwerde des
Schuldners ebenfalls zulässig, da zwar die Beschwerdefrist

des § 569 Abs. 1 ZPO erst mit der Übergabe des Haftbefehls
i. S. d. § 909 ZPO zu laufen beginnt, die sofortige Beschwerde
jedoch bereits mit Hinausgabe des erlassenen Haftbefehls zu-
lässig ist.

2. Die sofortigen Beschwerden des Schuldners sind auch
begründet.

Zu Buchstabe a)

Die sofortige Beschwerde des Schuldners gegen die im Er-
innerungsverfahren ergangene Entscheidung des Amtsgerich-
tes ist begründet. Das Amtsgericht hat eine Sachentscheidung
über die Erinnerung des Schuldners zu Unrecht abgelehnt.

Bei dem von dem Schuldner eingelegten Rechtsbehelf han-
delt es sich um eine zulässige Erinnerung gegen die von dem
Gerichtsvollzieher in Ansatz gebrachten Kosten. Eine der-
artige Erinnerung i. S. d. § 766 Abs. 2 ZPO liegt auch dann
vor, wenn der Schuldner die Erstattungspflicht von Zwangs-
vollstreckungskosten bestreitet (vgl. Zöller/Stöber, ZPO,
25. Aufl., § 766 Rdnr. 19). Dies war vorliegend der Fall. Der
Schuldner begründete seine Erinnerung mit der Tatsache, dass
er die Forderung aus dem Urteil bereits am 18. 1. 2006 begli-
chen habe und er daher weder verpflichtet sei, die vom Verfah-
rensbevollmächtigten der Gläubigerin für das Zwangsvollstre-
ckungsverfahren geltend gemachten Kosten noch die Kosten
des Gerichtsvollziehers für das Zwangsvollstreckungsverfah-
ren zu übernehmen.

Die von dem Schuldner eingelegte Erinnerung ist auch be-
gründet, da dieser nicht verpflichtet ist, die von dem Verfah-
rensbevollmächtigten der Gläubigerin in Ansatz gebrachten
Kosten für seine Tätigkeit im Zwangsvollstreckungsverfahren
zu erstatten, so dass die Zwangsvollstreckung wegen dieses
Kostenbetrages unzulässig ist. Bei den Kosten des Verfahrens-
bevollmächtigten handelt es sich nicht um notwendige Kosten
der Zwangsvollstreckung i. S. d. § 788 Abs. 1 Satz 1 ZPO.
Zwar handelt es sich bei diesen Kosten um Gebühren, welche
vom Verfahrensbevollmächtigten der Gläubigerin für sein Tä-
tigwerden im Zwangsvollstreckungsverfahren erhoben wer-
den und damit grundsätzlich um Kosten der Zwangsvollstre-
ckung. Diese Kosten waren jedoch nicht notwendig i. S. d.
§ 788 Abs. 1 Satz 1 ZPO. Ob eine Zwangsvollstreckungsmaß-
nahme notwendig war und die Kosten damit erstattungsfähig
sind, bestimmt sich nach dem Standpunkt des Gläubigers zu
dem Zeitpunkt, als die Kosten verursacht worden sind (Zöller/
Stöber, a. a. O., § 788 Rdnr. 9 a). Vorliegend wurden die Kos-
ten für die Tätigkeit des Verfahrensbevollmächtigten der
Gläubigerin im Zwangsvollstreckungsverfahren mit der durch
das Schreiben des Verfahrensbevollmächtigten vom 13. 1.
2006 erfolgten Erteilung des Zwangsvollstreckungsauftrages
zur Vollstreckung der Forderung aus dem Urteil des Amtsge-
richts vom 29. 12. 2005 ausgelöst. Zu diesem Zeitpunkt durfte
die Gläubigerin die von ihr beauftragte Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahme jedoch noch nicht für erforderlich halten.
Zwar war der Schuldner nach Verkündung des der Zwangs-
vollstreckung zugrunde liegenden Urteils vom 29. 12. 2005
gemäß § 271 BGB grundsätzlich sofort verpflichtet, die titu-
lierte Forderung der Gläubigerin aus diesem Urteil zu beglei-
chen, da der Tenor des Urteils keine Bestimmung über eine
eventuelle spätere Fälligkeit der Forderung enthält. Die Vor-
schrift des § 798 ZPO, wonach die Zwangsvollstreckung erst
beginnen darf, wenn der Schuldtitel mindestens zwei Wochen
vorher zugestellt worden ist, findet ebenfalls keine direkte An-
wendung, da diese ausdrücklich nur für Kostenfestsetzungs-
beschlüsse anwendbar ist, welche nicht auf das Urteil gesetzt
sind.

Jedoch lässt sich nach Ansicht der Kammer unter anderem
aus dem in dieser Vorschrift und in der Vorschrift des § 882 a



140 DGVZ 2007, Nr. 9

Abs. 1 ZPO enthaltenen Rechtsgedanken sowie dem Grund-
satz von Treu und Glauben die Pflicht der Gläubigerin
ableiten, dem Schuldner durch die Gewährung einer angemes-
senen Frist die Gelegenheit einzuräumen, die Zwangsvollstre-
ckung durch freiwillige Leistung abzuwenden (vgl. auch
BVerfGE 99, 338 ff.). Die Länge der dem Schuldner zu ge-
währenden Frist hängt dabei von den Umständen des Einzel-
falls ab. Angesichts der Tatsache, dass es sich vorliegend bei
der gegen den Schuldner zu vollstreckenden Forderung um
eine relativ geringfügige Forderung handelte und auf Seiten
des Schuldners keinerlei ersichtliche Anhaltspunkte bestan-
den, dass dieser die Forderung der Gläubigerin nicht beglei-
chen werde, war die Gläubigerin nach Auffassung der Kam-
mer gehalten, dem Schuldner die Möglichkeit zur freiwilligen
Zahlung innerhalb einer angemessenen Frist von zwei bis drei
Wochen einzuräumen. Indem sie die Gerichtsvollzieherin aber
bereits mit Schreiben vom 13. 1. 2006 und damit nur neun
Tage nach der Zustellung des Urteils an den Schuldner mit der
Mobiliarvollstreckung beauftragte, hat sie die Vollstreckung
unnötigerweise verfrüht begonnen. Mithin war die von der
Gläubigerin am 13. 1. 2006 gegen den Schuldner eingeleitete
Zwangsvolltreckungsmaßnahme zu diesem Zeitpunkt noch
nicht erforderlich, so dass die durch diese Maßnahme verur-
sachten Kosten keine notwendigen Kosten der Zwangsvoll-
streckung i. S. d. § 788 ZPO sind.

Angesichts dieses Ergebnisses erscheint der Kammer die
durch das Amtsgericht innerhalb der Entscheidung zum Erin-
nerungsverfahren geäußerte Auffassung, auf Seiten des
Schuldners bestehe für zukünftige Entscheidungen kein
Rechtsschutzbedürfnis, aus keinem rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gesichtspunkt nachvollziehbar, zumal es an einer Be-
gründung für eine derart gravierende Beschränkung der
Rechtsschutzmöglichkeiten des Schuldners fehlt. Es ist für das
Beschwerdegericht auch nicht ansatzweise ersichtlich, dass es
sich bei der Vollstreckungserinnerung des Schuldners um eine
querulatorische Eingabe handelt.

Zu Buchstabe b)

Die sofortige Beschwerde des Schuldners gegen den Haft-
befehl des Amtsgerichts vom 5. 4. 2006 ist ebenfalls begrün-
det, da der Haftbefehl gegen ihn zu Unrecht erging. Zwar ist
dem Amtsgericht zuzugeben, dass die formellen Vorausset-
zungen für den Erlass eines Haftbefehls gegen den Schuldner
grundsätzlich erfüllt waren. So hat der Schuldner zunächst den
Tatbestand des § 807 Abs. 1 Nr. 3 ZPO erfüllt, da er im Rah-
men des Vollstreckungsversuches vom 2. 2. 2006 durch die
Gerichtsvollzieherin der beabsichtigten Durchsuchung seiner
Räumlichkeiten mit der Begründung widersprochen hat, er
habe die Forderung der Gläubigerin bereits beglichen. Ebenso
sind auch die besonderen Voraussetzungen für den Erlass
eines Haftbefehls gegen den Schuldner gegeben. Der Schuld-
ner ist ausweislich der Zustellungsurkunde vom 7. 2. 2006 mit
Schreiben der Gerichtsvollzieherin vom 4. 2. 2006 ordnungs-
gemäß zu dem für den 28. 2. 2006 angesetzten Termin geladen
worden. Im Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung ist der Schuldner zudem auch nicht erschienen.

Der durch das Amtsgericht erlassene Haftbefehl ist den-
noch in unrechtmäßiger Weise ergangen, denn diesem liegt
keine Forderung der Gläubigerin gegen den Schuldner zu
grunde. Zwar sind Einwendungen des Schuldners gegen das
Bestehen der gegen ihn vollstreckten Forderung als materielle
Einwendungen im Zwangsvollstreckungsverfahren grundsätz-
lich unbeachtlich und gegebenenfalls im Wege der Vollstre-
ckungsgegenklage nach § 767 ZPO geltend zu machen. Dies
gilt jedoch ausnahmsweise dann nicht, wenn der Gerichtsvoll-
zieher nur noch – wie vorliegend – mit der Beitreibung von
Kosten der Zwangsvollstreckung beauftragt ist. Da durch die

Gläubigerin geltend gemachte Kosten der Zwangsvollstre-
ckung mit der titulierten Hauptforderung beigetrieben werden
können, ohne dass es dafür eines gesonderten Vollstreckungs-
titels bedarf, ergibt sich für den Schuldner die Berechtigung,
Einwendungen gegen diese Kosten mit dem Rechtsbehelf gel-
tend zu machen, welcher gegen die Zwangsvollstreckungs-
maßnahme zulässig ist. Der bloße Verweis des Schuldners auf
die Erhebung einer Vollstreckungsgegenklage i. S. d. § 767
ZPO ist in diesem Fall gerade nicht zulässig, da sich die Ein-
wendungen des Schuldners gegen die Kosten der Zwangsvoll-
streckung nicht gegen die Forderung aus dem Titel selbst, son-
dern gegen eine nicht titulierte Forderung richten, deren Ent-
stehen lediglich auf dem Titel beruht. Daher sind die
materiellen Einwendungen des Schuldners in diesem Fall auch
dann bei Erlass des Haftbefehls zu berücksichtigen, wenn des-
sen formelle Voraussetzungen grundsätzlich vorliegen. Für
das jeweilige Vollstreckungsorgan ergibt sich daraus die
Pflicht, die Rechtmäßigkeit der angesetzten Zwangsvollstre-
ckungskosten zu prüfen (vgl. zum Ganzen Zöller/Stöber,
a. a. O. § 788 Rdnr. 14 f.).

Der Umstand, dass materielle Einwendungen des Schuld-
ners gegen die von der Gläubigerin geltend gemachten Kosten
für das Tätigwerden ihres Verfahrensbevollmächtigten im
Zwangsvollstreckungsverfahren hier ausnahmsweise zu be-
rücksichtigen sind, hat zur Folge, dass der Erlass eines Haft-
befehls gegen den Schuldner nicht zulässig war, obwohl die
formellen Voraussetzungen des § 901 ZPO erfüllt waren, da es
sich – wie bereits dargelegt – bei den geltend gemachten Kos-
ten nicht um vom Schuldner zu erstattende notwendige Kosten
der Zwangsvollstreckung i. S. d. § 788 ZPO handelte.

§§ 900, 901 ZPO; § 60 Abs. 3 f, 186 GVGA

Die Haftanordnung ist nur gegen eine natürliche Person
möglich. Es reicht nicht aus, wenn aus dem in der Partei-
bezeichnung angegebenen Vertretungsverhältnis heraus
gefolgert werden muss, welche natürliche Person in Haft
zu nehmen ist.

LG Lübeck, Beschl. v. 10. 8. 2007
– 7 T 358/07 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin beantragte, der Schuldnerin die eidesstatt-
liche Versicherung abzunehmen und für den Fall, dass die
Schuldnerin dies verweigern würde, den Erlass eines Haft-
befehls nach § 901 ZPO.

Der Gerichtsvollzieher lud die Geschäftsführerin der
Schuldnerin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, die
Ladung ist der Geschäftsführerin durch Einwurf in den Brief-
kasten unter der Adresse K. in R. zugestellt worden.

Vorausgegangen war ein erfolgloser Vollstreckungsver-
such, der unter der abweichenden Adresse S. in R. erfolgte.
Der damalige Vollstreckungsauftrag enthielt als Adresse je-
doch K.

Zum Termin erschien für die Schuldnerin niemand.

Das Amtsgericht hat daraufhin Haftbefehl gegen die
Schuldnerin erlassen.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde der Ge-
schäftsführerin der Schuldnerin, die als aktuelle Adresse D. in
G. angibt, jedoch keinerlei Begründung enthält. Eine Begrün-
dung ist auch in der Zwischenzeit nicht eingegangen. Das
Amtsgericht hat der sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen.
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Die zulässige sofortige Beschwerde ist begründet.

Offen bleiben kann, ob die Geschäftsführerin der Schuld-
nerin ordnungsgemäß zum Termin geladen worden ist. Aus
dem Akteninhalt heraus ist dies nicht sicher nachzuvollziehen,
weil die Hintergründe, weshalb der Gerichtsvollzieher schon
vor der Ladung zum Termin statt der Adresse K. die Adresse
S. zur Durchführung des Vollstreckungsversuchs aufgesucht
hat, nicht erkennbar sind. Auch ist nicht ersichtlich, ob es sich
bei der Adresse K. um die Privatanschrift der Geschäftsfüh-
rerin oder um die Geschäftsadresse der Schuldnerin, die dann
wohl überholt gewesen ist, handelt.

Der Haftbefehl ist jedoch aufzuheben, weil das Amtsge-
richt infolge der Verwendung von nicht angepassten Textbau-
steinen die Haft gegen die Schuldnerin selbst statt gegen die
namentlich zu bezeichnende Geschäftsführerin der Schuld-
nerin angeordnet hat. Die Haftanordnung ist nämlich nur
gegen eine natürliche Person möglich. Diese muss aus dem
Haftbefehl selbst ersichtlich sein, vgl. LG Freiburg, Rpfleger
1980, 117, Zöller-Stöber, § 901, Rdnr. 8. Insoweit reicht es
nicht, wenn aus den im Rahmen der Parteibezeichnung an-
gegebenen Vertretungsverhältnissen gefolgert werden kann,
dass wohl der dort genannte gesetzliche Vertreter gemeint sein
soll. Vielmehr muss aus Gründen der Rechtsklarheit zweifels-
frei feststehen, welche natürliche Person in Haft genommen
werden soll.

§§ 357 Abs. 2, 397, 900 Abs. 1 Satz 4 ZPO; § 185 b GVGA

Dem Auskunftsinteresse des Gläubigers über das Vermö-
gen des Schuldners wird mit Abgabe eines vollständig aus-
gefüllten amtlichen Vermögensverzeichnisformulars ge-
nüge getan. Für eine über das amtliche Formular hinaus-
gehende Auskunftspflicht des Schuldners sind konkrete
Fragen des Gläubigers, welche weitere Vollstreckungs-
möglichkeiten eröffnen, notwendig.

I. AG Lindau, Beschl. v. 19. 6. 2007
– 1 M 939/07 –

II. LG Kempten, Beschl. v. 3. 7. 2007
– 42 T 1354/07 –

I .

A u s  d e n  G r ü n d e n

(AG Lindau)

Die Erinnerung ist zulässig, jedoch nicht begründet.

Die Erinnerung ist gemäß § 766 Abs. 2 ZPO statthaft. Der
Gläubigervertreter wendet sich gegen die Weigerung der
Gerichtsvollzieherin, die Befragung des Schuldners nach dem
von ihm eingereichten Fragenkatalog durchzuführen. Die
Erinnerung ist unbegründet. Die Befragung des Schuldners
durch den Gerichtsvollzieher nach dem eingereichten Fragen-
katalog kann nicht verlangt werden. Zwar soll sich der Gläu-
biger ein Bild von der Vermögenssituation des Schuldners
verschaffen können, wozu ihm auch ein Fragerecht (§ 900
Abs. 1 Satz 4, 357, 397 ZPO) zusteht, woraus sich auch das
Recht des Gläubigers ableitet, seine Fragen schriftlich ein-
zureichen, damit der Schuldner diese zur Vervollständigung
des Vermögensbildes beantworten kann.

Seine Grenzen findet das Fragerecht des Gläubigers jedoch
dann, wenn sich die Fragen auf eine bloße Ausforschung des
Schuldners richten, ohne dass der Gläubiger konkrete Anhalts-
punkte für weitere Vermögenswerte vorträgt und glaubhaft
macht. Grundsätzlich ist auch davon auszugehen, dass das ver-

wendete amtliche Formular alle bedeutenden Fragen enthält
und dass – sofern es vollständig ausgefüllt wird – den berech-
tigten Auskunftsinteressen des Gläubigers damit genügt wird.

Der vorliegend vom Gläubiger eingereichte, vierseitige
Fragenkatalog ist pauschal und auf die bloße Ausforschung
der Vermögensverhältnisse des Schuldners gerichtet. Der Ka-
talog ist vorliegend nicht auf die persönliche Situation des
konkreten Schuldners zugeschnitten, sondern will erst seine
genauen Verhältnisse ermitteln. Der Gläubiger hat dagegen
bislang nicht dargetan, dass konkrete Anhaltspunkte für das
Vorliegen weiterer Vermögenswerte vorhanden sind. Insbe-
sondere hat der Gläubiger auch nicht dargetan, dass die Anga-
ben im Vermögensverzeichnis unzutreffend oder unvollstän-
dig seien.

I I .

A u s  d e n  G r ü n d e n

(LG Kempten)

Die zulässige sofortige Beschwerde ist unbegründet.

Das Amtsgericht hat die Erinnerung mit zutreffender
Begründung zurückgewiesen.

Die Kammer macht sich diese Ausführungen zu eigen und
nimmt auf sie Bezug.

Ergänzend ist lediglich auszuführen, dass die Gerichtsvoll-
zieherin den Antrag zu Recht zurückgewiesen hat, da der
Gläubiger kein Rechtsschutzbedürfnis für die Beantwortung
eines mehrseitigen pauschalen Fragenkatalogs hat.

Grundsätzlich geht zwar auch die Kammer davon aus, dass
der Gläubiger einen Anspruch auf Auskunft auch über das
amtliche Formular hinaus hat. Voraussetzung hierfür ist
jedoch nach Ansicht der Kammer, dass der Gläubiger aus-
reichend darlegt, dass die Beantwortung einer konkreten Frage
dem Gläubiger eine weitere Vollstreckungsmöglichkeit eröff-
net. Hierfür ist jedoch die Vorlage eines pauschalen Fragen-
katalogs ohne nähere Erläuterung nicht ausreichend.

Die sofortige Beschwerde war deshalb zurückzuweisen.

§§ 807, 903 ZPO; 185 n GVGA

Die Auflösung eines im Vermögensverzeichnis angegebe-
nen Kontos begründet keine Verpflichtung zur erneuten
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung innerhalb der in
§ 903 ZPO vorgesehenen Sperrfrist.

I. AG Lahnstein, Beschl. v. 3. 5. 2007
– 7 M 630/07 –

II. AG Reinbek, Beschl. v. 31. 7. 2006
– 7 M 1057/06 –

I .

A u s  d e n  G r ü n d e n

(AG Lahnstein)

Der Schuldner hat die eidesstattliche Versicherung abgegeben.
Die einzige dort angegebene Bankverbindung ist zwischenzeitlich
aufgelöst. Die Gläubigerin hat die erneute Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung beantragt. Der Gerichtsvollzieher hat dies abgelehnt.

Die Gläubigerin ist der Auffassung, dass nach allgemeiner Le-
benserfahrung der Schuldner zur Abwicklung seines Zahlungsver-
kehrs ein Bankkonto brauche und deshalb erneut die eidesstattliche
Versicherung abzugeben habe, um diese Angabe zu tätigen.
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Der Gerichtsvollzieher hat sich dahingehend eingelassen, dass die
Auflösung eines Kontos nicht vergleichbar mit der in § 903 ZPO ge-
nannten Auflösung eines Arbeitsverhältnisses sei, so dass die eides-
stattliche Versicherung nicht erneut abzugeben ist.

Die Erinnerung ist zulässig, jedoch unbegründet.

Nach Auffassung des Gerichtes liegt hier keine dem § 903
ZPO vergleichbare Sach- und Rechtslage vor, wenn der Gläu-
biger vorträgt, eine bisher geführte Bankverbindung sei auf-
gelöst.

Die eidesstattliche Versicherung ist erneut abzugeben,
wenn hinreichend glaubhaft gemacht ist, dass neue Zugriffs-
möglichkeiten für den Gläubiger bestehen könnten. Das Ge-
richt ist der Auffassung, dass eine Auflösung eines Kontos
nicht mit der Auflösung eines Arbeitsverhältnisses nach § 903
Satz 1 2. Alternative ZPO gleichzusetzen ist. Hintergrund
dieser Vorschrift ist, dass derjenige, dessen Arbeitsverhälthis
aufgelöst worden ist, vermutlich wieder eine neue Arbeit
aufnimmt und damit neues pfändbares Vermögen erwirbt.

Das Gericht ist nicht der Auffassung, dass auch eine Ver-
mutung dahingehend besteht, dass jemand der ein Konto auf-
löst anderswo ein neues Konto einrichtet und schon gar nicht,
dass damit neues pfändbares Vermögen erworben wird.

Für den Schuldner, der nach dem Gläubigervortrag keine
Leistungen des Arbeitsamtes mehr bezieht, liegt nicht nach
allgemeiner Lebenserfahrung nahe, dass er zur Abwicklung
seines Zahlungsverkehrs ein Bankkonto benötigt. Gerade
wenn keine Einkünfte erzielt werden, ist ja ein Bankkonto
nicht notwendig. Ausweislich des Pfändungsprotokolls lebt
der Schuldner nicht alleine, sondern in einer familiären Bin-
dung. Es kann daher durchaus vom Schuldner ausreichend
erachtet worden sein, dass das Konto seiner Ehefrau/Lebens-
gefährtin ausreichend ist und er kein eigenes Konto benötigt.

Allein die Auflösung seines Bankkontos lässt nicht ver-
muten, dass er neues pfändbares Vermögen erworben habe, so
dass die eidesstattliche Versicherung nicht erneut abzugeben
ist.

I I .

A u s  d e n  G r ü n d e n

(AG Reinbek)

Die zulässige Erinnerung der Gläubigerinnen (§ 766 ZPO)
ist unbegründet.

Die Gläubigerinnen können eine wiederholte eidesstatt-
liche Versicherung gemäß § 903 ZPO von dem Schuldner
nicht verlangen. Nach § 903 ZPO hat der Schuldner innerhalb
der ersten drei Jahre nach der Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung diese nochmals abzugeben, wenn der Gläubiger
glaubhaft macht, dass der Schuldner später Vermögen erwor-
ben hat, oder das ein bisher bestehende Arbeitsverhältnis mit
dem Schuldner aufgelöst worden ist.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Allein die Tat-
sache, dass der Schuldner sein Konto aufgelöst hat, begründet
keine hinreichende Glaubhaftmachung, dass er Vermögen
erworben hat (vgl. Stöber in Zöller, ZPO, 25. Aufl., § 903
Rdnr. 9, AG Warburg in DGVZ 2001, S. 124).

§ 903 ZPO findet auch keine entsprechende Anwendung.
Der Fall der Auflösung eines Kontos ist mit dem der Auf-
lösung eines Arbeitsverhältnisses nicht vergleichbar. Ein
neues Konto stellt sich – im Gegensatz zu einer neuen Arbeits-
stelle – nicht als Erwerbsquelle dar. Die Beendigung einer
Kontoverbindung lässt daher nicht ohne Weiteres den Schluss
zu, dass der Schuldner neues Vermögen erworben hat oder

seine Vermögensverhältnisse verschleiern wollte (vgl. LG
Bochum, Beschl. v. 9. 1. 2002, Az. T 397/01 in DGVZ 2002,
S. 76). Weitere Anhaltspunkte für den Erwerb neuen Vermö-
gens haben die Gläubigerinnen nicht vorgetragen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Hierzu auch LG Marburg, DGVZ 11/2006, S. 180, mit wei-
teren Hinweisen der Schriftleitung.

§§ 885 ZPO; 180 GVGA

Wurde der Auftrag zur Räumungsvollstreckung bereits
mehrfach nach Zahlung aufgelaufener Mietrückstände
zurückgenommen, ist die weitere Räumung der Schuld-
nerwohnung aus dem Räumungstitel nicht mehr zulässig.

AG Dorsten, Beschl. v. 30. 5. 2007
– 25 M 260/07 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die nach § 766 ZPO statthafte Erinnerung ist in der Sache
nicht begründet. Der zuständige Gerichtsvollzieher hat die
Vollstreckung aus dem Räumungsurteil des Amtsgerichts zu
Recht abgelehnt, weil der Titel keine verwertbare Vollstre-
ckungsgrundlage mehr darstellt.

Zu Recht weist der zuständige Gerichtsvollzieher darauf
hin, dass der Gläubiger bereits vier Räumungsverfahren gegen
den Schuldner eingeleitet hat. Die Vollstreckungsaufträge
sind unstreitig zumindest in drei Fällen von Seiten des Gläubi-
gers nach Begleichung der Mietrückstände durch den Schuld-
ner zurückgenommen worden. Ein erneuter Vollstreckungs-
auftrag ist immer dann erteilt worden, wenn erneut Mietrück-
stände aufgelaufen sind. Bei dieser Sachlage kommt eine
nochmalige Vollstreckung aus dem Räumungsurteil, worauf
der zuständige Gerichtsvollzieher zu Recht hinweist, nicht in
Betracht. Durch die Entgegennahme der Mietzahlungen und
den Verzicht auf die Durchführung der eingeleiteten Räu-
mungsvollstreckung hat sich der Gläubiger mit einer Fort-
setzung des Mietverhältnisses durch den Schuldner still-
schweigend einverstanden erklärt. Insoweit ist es rechtsmiss-
bräuchlich, wegen der erneut aufgelaufenen Mietrückstände
auf den bereits zwei Jahre alten Räumungstitel zurückzugrei-
fen. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass der Gläubiger
die Vollstreckungsaufträge nach seiner Darstellung in der
Vergangenheit auch deshalb zurückgenommen hat, weil der
Schuldner sich auf eine schwere Erkrankung berufen hat und
im Zusammenhang mit dem zuletzt durchgeführten Vollstre-
ckungsverfahren sich wegen der Erkrankung gegen die Voll-
streckung gerichtlich zur Wehr gesetzt hat. Aus den beigezo-
genen Verfahrensakten des Amtsgerichts ergibt sich, dass
auch das den Verfahren zugrunde liegende vierte Räumungs-
verfahren von dem Gläubiger wegen erneut aufgelaufener
Mietrückstände eingeleitet worden ist. Der Gläubiger hat den
Vollstreckungsauftrag, wie sich aus den Verfahrensakten
ergibt, letztlich freiwillig zurückgenommen. Vor diesem Hin-
tergrund bleibt es dabei, dass der Räumungstitel keine geeig-
nete Grundlage für eine nochmalige Räumungsvollstreckung
mehr darstellt. Der Gläubiger muss wegen der behaupteten
neuen Mietrückstände nunmehr darauf verwiesen werden,
einen aktuellen Räumungstitel im Rahmen eines gerichtlichen
Räumungsverfahrens zu erstreiten.

Anmerkung der Schriftleitung:

Hierzu auch AG München, DGVZ 7-8/2006, S. 123 mit wei-
teren Hinweisen der Schriftleitung.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Rezension zu Baumbach, Adolf/Lauterbach, Wolfgang/Albers,
Jan/Hartmann, Peter: Zivilprozessordnung mit Gerichts-
verfassungsgesetz und anderen Nebengesetzen, 65. Auflage
2007, XXIII, 3030 Seiten, gebunden, 130 Euro, Verlag C. H.
Beck, München – www.beck.de –

Der umfangreiche, aber (gerade) noch einbändige ZPO-Kom-
mentar, der von Jan Albers (bis zu seinem Tod am 22. 1. 2006)
und Peter Hartmann bearbeitet wird, kommentiert die Zivil-
prozessordnung systematisch, zuverlässig und (vergleichswei-
se) aktuell. Die Neuauflage (65. Auflage 2007) hat die zahlrei-
chen Reformen der letzten Zeit solide verarbeitet (vgl. zum
Umfang der Änderungen nur die informative Einleitung, I. A.,
Rdnr. 2). Bereits die Vorauflage hatte die zahlreichen Neue-
rungen des Justizkommunikationsgesetzes (JKomG) vom
22. 3. 2005, BGBl. I S. 837 (vgl. m. w. N. nur N. Fischer,
DRiZ 2005, S. 90 ff.) sowie des Kapitalanleger-Musterverfah-
rensgesetzes, KapMuG, vom 16. 8. 2005, BGBl. I S. 2437, zu
bewältigen. Rechtsprechung und Literatur wurden für die
Neuauflage bis Oktober 2006 berücksichtigt. Die aktuelle
Auflage hat zu erheblichen Aktualisierungen, Straffungen wie
Ergänzungen sowie zu anderen Umstellungen – u. a. beim ge-
samten Zitierapparat – geführt (vgl. zu den Benutzungshin-
weisen S. XII). Eine Erleichterung der praktischen Arbeit stel-
len jedoch nach wie vor besonders die Literaturübersichten
vor den jeweiligen Kommentierungen dar sowie die in viele
Kommentierungen integrierten Stichwortverzeichnisse, die
typische Praxisprobleme widerspiegeln (vgl. z. B. zur Gehörs-
rüge die Kommentierung zu § 321 a ZPO, Rdnr. 36 ff.). Sinn-
voll und praktisch hilfreich ist außerdem das umfangreiche
Sachverzeichnis (S. 2919 bis 3330) sowie das untergliederte
Literaturverzeichnis (Einleitung, II. B., S. 2 bis 8). Als prak-
tisch nützlich erweist sich weiterhin, dass das Werk (wenn
auch reduziert) die Kommentierung wichtiger Nebengesetze
(EGZPO, GVG, EGGVG, DRiG (Auszug), vgl. S. 2679 bis
2836) sowie die immer bedeutender werdenden „zwischen-
staatlichen Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen“
(S. 2847 bis 2901) enthält. Hierunter fällt – allerdings diesbe-
züglich terminologisch fragwürdig – auch die Kommentierung
der VO (EG) Nr. 44/2001 (EuGVVO) als zentrale Regelung
des Europäischen Zivilprozessrechts (vgl. S. 2856 bis 2889).
Diese sehr knapp ausgefallene Kommentierung deckt – neben
der Bearbeitung des 11. Buchs der ZPO („Justizielle Zusam-
menarbeit in der Europäischen Union“, vgl. die Kommentie-
rungen zu §§ 1067 bis 1086 ZPO) – immerhin zentrale Praxis-
fragen ab, wozu u. a. die Probleme um die Zuständigkeit bei
Verbrauchersachen (Artikel 15 bis 17 EuGVVO) zählen –
man denke insbesondere an das Problem bei typischerweise
grenzüberschreitender Internetwerbung (Werbung im Wohn-
sitzstaat des Verbrauchers ist ausreichend, vgl. die Kommen-
tierung zu Artikel 15 EuGVVO, Rdnr. 4 m. w. N.). Im Bereich
der Nebengesetze wäre ein Eingehen auf das einschlägige
Landesrecht bei § 15 a EGZPO (vgl. dazu die wenigen
Hinweise der Kommentierung, Rdnr. 1 ff.) sinnvoll, da die

befürchtete Rechtszersplitterung in dem Bereich außergericht-
licher obligatorischer Streitbeilegung leider Realität geworden
ist (vgl. z. B. N. Fischer/R. Schmidtbleicher, AnwBl 2005,
S. 233 ff., 235 ff. m. w. N.).
Ohne hier auf die Fülle der eingearbeiteten Neuerungen im
Einzelnen eingehen zu können, ist festzustellen, dass es sich
nach wie vor um eine fundierte Kommentierung der ZPO han-
delt. Diese bleibt gerade im Hinblick auf die gewissenhafte
Aufnahme neuer Literatur, für die das Werk bekannt ist, nicht
hinter den Vorauflagen zurück. Verständnisprobleme bei der
Lektüre sind daher regelmäßig der oft fraglichen „Kunst“ der
Gesetzgebung (man denke nur an §§ 128 a, 130 a, 130 b ZPO)
geschuldet, als den Kommentatoren, die die – bisweilen un-
dankbare – Aufgabe von Lotsen durch die Untiefen der An-
wendung und Auslegung des Zivilprozessrechts übernommen
haben. Alte und neue Auslegungsprobleme finden sich auch
im reformierten Revisionsrecht einschließlich der „nebu-
lösen“ Grundsätzlichkeit im Sinne von § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
ZPO als Zulassungskriterium (vgl. die Kommentierung zu
§ 543 ZPO, Rdnr. 4) oder beim Urkundenprozess gemäß
§§ 592 ff. ZPO: Fraglich ist, ob dieser auch für Mietforderun-
gen aus Wohnraummietverträgen statthaft ist, was die Kom-
mentierung zu § 592 ZPO (Rdnr 5) u. a. damit bejaht, dass
soziale Aspekte (des Mieterschutzes) nicht allein zu betonen
sind (so auch BGH, Urt. v. 1. 6. 2005, Az.: VIII ZR 216/04,
NJW 2005, S. 2701 ff., 2702; vgl. zur Gewerberaumiete be-
reits BGH NJW 1999, S. 1408; a. A. AG Brandenburg NZM
2002, S. 382 f.). Die aus dieser Grundsatzentscheidung des
BGH für den Mieter resultierenden Nachteile, insbesondere
diejenigen, die aus der Beschränkung der zulässigen Beweis-
mittel resultieren, liegen darin, dass im Urkundenprozess
zunächst ein vollstreckbarer Titel unter Verkürzung des recht-
lichen Gehörs (Artikel 103 Abs. 1 GG) ergehen kann. Dies
verdeutlicht das – im Prozessrecht generell bestehende –
Spannungsverhältnis zwischen Prozessbeschleunigung und
dem Recht auf eine „richtige“ Entscheidung. Dieses wird
jedoch im Urkundenprozess gemäß §§ 592 ff. ZPO – ebenso
wie im einstweiligen Rechtsschutz – zugunsten der Verfah-
rensschnelligkeit aufgelöst.
Insgesamt betrachtet ist der Baumbach/Lauterbach auch in der
erheblich überarbeiteten 65. Auflage eine lohnende Inves-
tition – nicht zuletzt wegen der vergleichsweise günstigen
Anschaffungskosten in Höhe von 130 Euro und der dafür ge-
botenen Fülle an fundierter Information bei begrenztem Um-
fang. Angesichts der Vielzahl von alten und neuen Problemen
des Zivilprozessrechts und der stetig zunehmenden Zahl von
BGH-Judikaten bietet das Werk eine solide Hilfestellung, die
gerade für die alltägliche Praxisarbeit hoch zu schätzen ist. Der
Wunsch der Bearbeiter, „ein für den Wissenschaftler wie für
den Praktiker brauchbares Bild des riesigen Gebiets der ZPO
zu erstellen“ (so das Vorwort der 64. Auflage), ist damit aus der
Theorie-Praxis-Sicht des Rezensenten als erfüllt anzusehen.

Privatdozent Dr. Nikolaj Fischer, Regierungsrat z. A.,
Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main
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